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Kommunalwahlen am 12.09.2021  
– Wahlbekanntmachung Nr. 4 –

Bekanntmachung der öffentlichen Sitzung  
des Kreiswahlausschusses

Der Kreiswahlausschuss tritt am
Donnerstag, 29.07.2021 um 17.00 Uhr

im Kreishaus, Kreistagssaal
(Haupteingang, Erdgeschoss),

Lindhooper Str. 67, 27283 Verden (Aller)
zusammen.
Der Kreiswahlausschuss verhandelt, berät und entscheidet in 
öffentlicher Sitzung (§ 9 Abs. 1 Niedersächsische Kommunal-
wahlordnung [NKWO]).
Tagesordnung:
1. �Eröffnung der Sitzung und Feststellung der ordnungs­

gemäßen Ladung
2. �Verpflichtung der Beisitzerinnen und Beisitzer sowie der 

Schriftführung
3. �Entscheidung über die Zulassung der Wahlvorschläge für 

die Kreiswahl am 12.09.2021
Verden (Aller), 16.07.2021

LANDKREIS VERDEN
Die Kreiswahlleiterin

gez. Tryta
Tryta

Wahlbekanntmachung Nr. 4
für die Bundestagswahl am 26. September 2021

Die Wahlbekanntmachung Nr. 2 wird wie folgt geändert:
1. Bildung des Kreiswahlausschusses
Der nach § 4 Bundeswahlordnung vom 19. April 2002 (BGBl. 
I S. 1376) in der zurzeit gültigen Fassung gebildete Kreiswahl-
ausschuss für den Wahlkreis 34 (Osterholz-Verden) setzt sich 
wie folgt zusammen:
Vorsitzende:	� Erste Kreisrätin Heike Schumacher,  

Kreiswahlleiterin
Stellvertretung:	� Kreisverwaltungsoberrätin Susanne Greinert, 

stellv. Kreiswahlleiterin
Anschrift:	� Osterholzer Straße 23,  

27711 Osterholz-Scharmbeck
Zu Beisitzern und stellv. Beisitzern sind von mir in den Kreis-
wahlausschuss berufen worden:
Als Beisitzer/in: 	 Als stellv. Beisitzer/in:
Uwe Steenken 	 Luisa Brunzema
Manfred P. Kiehn 	 Heinz-Bolko Schottke

Vanessa Grote 	 Christina Klene
Utz Weißenfels 	 Thomas Krüger
Frank Müller 	 Daniela Buer
Marthina Kluth 	 Pavlina Böttner
Osterholz-Scharmbeck, den 15.07.2021

Landkreis Osterholz
Die Kreiswahlleiterin des Wahlkreises 34

gez. Schumacher

Bekanntmachung
Einleitung der vorbereitenden Untersuchungen  

für den Bereich „Vogelsiedlung“ in Achim
Der Rat der Stadt Achim hat in seiner Sitzung am 15.07.2021 
die Einleitung der vorbereitenden Untersuchungen zur städ-
tebaulichen Sanierung der sog. „Vogelsiedlung“ gem. § 141 
Baugesetzbuch (BauGB) beschlossen.
Der räumliche Geltungsbereich des Untersuchungsraumes 
liegt im Ortsteil Achim und ist im folgenden Übersichtsplan 
dargestellt:

Die vorbereitenden Untersuchungen erstrecken sich auf den 
abgegrenzten Bereich, für den der Verdacht besteht, dass dort 
sanierungsbedürftige Zustände vorhanden sind. Ziel der vor-
bereitenden Untersuchungen ist, Beurteilungsgrundlagen über 
die Notwendigkeit einer Sanierung zu gewinnen.

Mit der Bekanntmachung des Beschlusses über den Beginn der 
vorbereitenden Untersuchungen finden die §§ 137, 138 und 13 
über die Beteiligung und Mitwirkung der Betroffenen, die Aus-
kunftspflicht und die Beteiligung und Mitwirkung öffentlicher 
Aufgabenträger Anwendung. Auf die Auskunftspflicht nach 
§ 138 BauGB wird hingewiesen.
Auskünfte und Unterlagen erhalten Sie im Rathaus Achim, 
Fachbereich Bauen, Stadtentwicklung, Zimmer 327, Obern-
straße 38, 28832 Achim während der Besuchszeiten (montags 
bis freitags von 08.00 bis 13.00 Uhr, dienstags zusätzlich bis 
18.00 Uhr). Im Rahmen der Öffentlichkeitsbeteiligung gem. 
§ 3 Abs. 1 BauGB wird allgemein Gelegenheit zur Äußerung 
und Erörterung gegeben.
Achim, den 16.07.2021

STADT ACHIM
Der Bürgermeister

Im Auftrag
Gez. Gräfe

Friedhofssatzung der Stadt Achim
Aufgrund der §§ 10, 13 Nr. 2b, 58 Abs. 1 Nr. 5 des Nds. Kom-
munalverfassungsgesetzes (NKomVG) in der Fassung vom 
17.12.2020 (Nds. GVBl. S. 576) – in der jeweils geltenden 
Fassung – hat der Rat der Stadt Achim in seiner Sitzung am 
15.7.2021 folgende Satzung beschlossen:
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I. Allgemeine Vorschriften

§ 1
Geltungsbereich

Diese Friedhofssatzung gilt für folgende im Gebiet der Stadt 
Achim gelegenen und von ihr verwalteten Friedhöfe:
1. Friedhof Bierden
2. Parkfriedhof
3. Friedhof Baden
4. Friedhof Badenermoor.

§ 2
Friedhofszweck

Die Friedhöfe sind öffentliche Einrichtungen der Stadt Achim. 
Sie dienen der Bestattung aller Personen, die bei ihrem Ab-
leben Einwohner der Stadt Achim waren oder ein Recht auf 
Beisetzung in einer bestimmten Grabstätte besaßen. Die Be-
stattung anderer Personen kann in Ausnahmefällen zugelassen 
werden und bedarf der Genehmigung durch die Stadt Achim. 
Diese ist insbesondere zu erteilen, wenn frühere Einwohner 
der Stadt Achim aus Gründen der pflegerischen Betreuung 
ihren Wohnsitz in Achim aufgeben mussten. Zudem dienen 
die Friedhöfe in besonderer Weise der Trauerverarbeitung und 
dem Gedenken an Verstorbene.

§ 3
Bestattungsbezirke

(1)	� Das Stadtgebiet wird in folgende Bestattungsbezirke ein-
geteilt:

	 1. � Bestattungsbezirk des Friedhofs Bierden: er umfaßt 
die Ortsteile und Ortschaften Bollen, Borstel, Bierden, 
Embsen und Uphusen.

	 2. � Bestattungsbezirk des Parkfriedhofs: er umfaßt die 
Ortsteile Achim und Uesen.

	 3. � Bestattungsbezirk des Friedhofs Baden: er umfaßt den 
Ortsteil Baden.

	 4. � Bestattungsbezirk des Friedhofs Badenermoor: er um-
faßt den Ortsteil Badenermoor.

(2)�	� Die Verstorbenen sollen auf dem Friedhof des Bezirks be-
stattet werden, in dem sie zuletzt ihren Wohnsitz hatten. 
Die Bestattung auf anderen Friedhöfen ist möglich, wenn 
dies gewünscht wird und die Belegung dies zulässt oder 
dort ein Nutzungsrecht an einer Wahlgrabstätte besteht.

§ 4
Schließung und Entwidmung

(1) � Friedhöfe, Friedhofsteile und einzelne Grabstätten können 
aus wichtigem öffentlichen Interesse geschlossen oder 
entwidmet werden. Durch Schließung wird die Möglich-
keit weiterer Beisetzungen ausgeschlossen; durch die Ent-
widmung verliert der Friedhof seine Eigenschaft als öf-
fentliche Bestattungseinrichtung. Besteht die Absicht der 
Schließung, so werden keine Nutzungsrechte mehr erteilt 
oder wiedererteilt.

(2) � Die Absicht der Schließung, die Schließung selbst und die 
Entwidmung sind jeweils öffentlich bekanntzumachen.

(3) � Die Stadt kann die Schließung verfügen, wenn keine 
Rechte auf Bestattung entgegenstehen.

(4) � Die Stadt kann die Entwidmung verfügen, wenn alle Nut-
zungsrechte und Ruhefristen abgelaufen sind.

(5) � Soweit zur Schließung oder Entwidmung Nutzungsrechte 
aufgehoben oder im Einvernehmen mit den Berechtigten 
abgelöst werden sollen, sind unter ersatzweiser Einräu-
mung entsprechender Rechte auch Umbettungen ohne 
Kosten für den Nutzungsberechtigten möglich.

II. Ordnungsvorschriften

§ 5
Öffnungszeiten

(1) � Die Friedhöfe sind während der an den Eingängen be-
kanntgegebenen Zeiten für den Besuch geöffnet.

(2) � Die Stadt kann das Betreten aller oder einzelner Friedhofs-
teile aus besonderem Anlass vorübergehend untersagen.

§ 6
Verhalten auf dem Friedhof

(1)	� Jeder hat sich auf den Friedhöfen der Würde des Ortes ent-
sprechend zu verhalten. Die Anordnungen des Friedhofs-
personals sind zu beachten.
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(2)	� Kinder unter 7 Jahren dürfen die Friedhöfe nur in Beglei-
tung Volljähriger betreten.

(3)	� Auf den Friedhöfen ist insbesondere nicht gestattet:
	 1. 	� die Wege mit Fahrzeugen aller Art, ausgenommen 

Kinderwagen, Handkarren, Rollstühle/Rollatoren 
und in den Fällen des § 7 Abs. 7 und § 31 Abs. 4, zu 
befahren,

	 2. 	� Waren aller Art, insbesondere Kränze und Blumen, 
und gewerbliche Dienste anzubieten,

	 3. 	� an Sonn- und Feiertagen oder in der Nähe einer 
Bestattung Arbeiten auszuführen,

	 4. 	� ohne schriftliche Zustimmung der Angehörigen und 
der Friedhofsverwaltung gewerbsmäßig zu foto­
grafieren/filmen,

	 5. 	 Druckschriften zu verteilen,
	 6. 	� Abraum und Abfälle, welche nicht dem Friedhof, der 

Grabgestaltung oder der Grabpflege zuzuordnen sind, 
außerhalb der dafür bestimmten Stellen abzulagern,

	 7. 	� den Friedhof und seine Einrichtungen und Anlagen zu 
verunreinigen oder zu beschädigen,

	 8. 	� Einfriedungen und Hecken zu übersteigen und Rasen-
flächen (soweit sie nicht als Wege dienen), Grabstät-
ten und Grabeinfassungen zu betreten,

	 9. 	� zu lärmen und zu spielen, zu essen und zu trinken 
sowie zu lagern,

	 10. 	�Tiere mitzubringen, ausgenommen Blindenhunde und 
Schwerbehindertenbegleithunde.

	 11. 	�Wasser zu anderen Zwecken als zur Grabpflege zu 
entnehmen.

	� Die Stadt kann Ausnahmen zulassen, soweit sie mit dem 
Zweck des Friedhofs und der Ordnung auf ihm vereinbar 
sind.

(4)	� Totengedenkfeiern und andere nicht mit einer Bestattung 
oder Beisetzung zusammenhängende Veranstaltungen be-
dürfen der Genehmigung der Stadt. Sie sind spätestens 
1 Woche vorher bei der Stadt anzumelden.

§ 7
Gewerbetreibende

(1) � Bildhauer, Steinmetze, Gärtner und sonstige Gewerbetrei-
bende bedürfen zur Aus-übung ihrer gewerblichen Tätig-
keiten auf den Friedhöfen der vorherigen Zulassung durch 
die Stadt, die gleichzeitig den Umfang der Tätigkeiten 
festlegt.

(2)  Zuzulassen sind Gewerbetreibende, die
		  1. �in fachlicher, betrieblicher und persönlicher Hinsicht 

zuverlässig sind und
		  2. �selbst oder deren fachliche Vertreter die Meister-

prüfung abgelegt haben oder in die Handwerksrolle 
eingetragen sind.

		�  Die Stadt kann hiervon Ausnahmen zulassen, soweit dies 
mit dem Zweck dieser Satzung vereinbar ist.

(3)	� Die Zulassung erfolgt durch Ausstellen einer Berechti-
gungskarte. Die zugelassenen Gewerbetreibenden haben 
für jeden Bediensteten bei der Stadt einen Ausweis zu 
beantragen. Die Zulassung und die Bedienstetenausweise 
sind dem Friedhofspersonal auf Verlangen vorzuzeigen; 
sie sind alle 3 Jahre neu zu beantragen.

(4)	� Die Gewerbetreibenden und ihre Bediensteten haben die 
Friedhofssatzung und die dazu ergangenen Regelungen 
sowie alle sonstigen Gesetze und Verordnungen, insbe-
sondere solche, die der Verhütung von Unfällen dienen, zu 
beachten. Die Gewerbetreibenden haften für alle Schäden, 
die sie oder ihre Bediensteten im Zusammenhang mit ihrer 
Tätigkeit auf den Friedhöfen verursachen.

(5)	� Unbeschadet des § 6 Abs. 3 Nr. 3 dürfen gewerbliche Ar-
beiten auf den Friedhöfen nur während der von der Stadt 
festgesetzten Zeiten durchgeführt werden. In den Fällen 
des § 5 Abs. 2 sind gewerbliche Arbeiten ganz untersagt.

(6)	� Die für die Arbeiten erforderlichen Werkzeuge und Ma-
terialien dürfen auf den Friedhöfen nur vorübergehend 
und nur an Stellen gelagert werden, an denen sie nicht 
behindern. Bei Beendigung oder bei Unterbrechung der 
Tagesarbeit sind die Arbeits- und die Lagerplätze wieder 
in den früheren Zustand zu bringen. Die Gewerbetreiben-
den dürfen auf den Friedhöfen keinerlei Abraum ablagern. 
Gewerbliche Geräte dürfen nicht an oder in den Wasser­
entnahmestellen der Friedhöfe gereinigt werden.

(7) 	�Gewerbetreibende dürfen mit motorgetriebenen Fahr-
zeugen ausschließlich die Hauptzufahrtswege benutzen. 
Ein Befahren der Grabfelder einschließlich der auf die-
sen Grabfeldern befindlichen Zuwegungen ist untersagt. 
Das höchst zulässige Gesamtgewicht des Fahrzeuges 
darf 7,49 t nicht übersteigen. Maschinen und Geräte mit 
Verbrennungs-Antriebsmotoren dürfen für Grabpflegear-
beiten nur dann eingesetzt werden, wenn ein maximaler 
Lärmpegel von 105 dB(A) nicht überschritten wird.

(8)	� Gewerbetreibenden, die trotz schriftlicher Mahnung gegen 
die Vorschriften der Abs. 3 bis 7 verstoßen oder bei denen 
die Voraussetzungen des Abs. 2 ganz oder teilweise nicht 
mehr gegeben sind, kann die Stadt die Zulassung auf Zeit 
oder auf Dauer durch schriftlichen Bescheid entziehen. 
Bei einem schwerwiegenden Verstoß ist eine Mahnung 
entbehrlich.

III. Bestattungsvorschriften

§ 8
Allgemeines

(1)	� Bestattungen sind unverzüglich nach Beurkundung des 
Sterbefalls bei der Stadt anzumelden. Der Anmeldung sind 
die erforderlichen Unterlagen beizufügen. Wird eine Bei-
setzung in einer vorher erworbenen Wahlgrabstätte / Ur-
nenwahlgrabstätte beantragt, ist auch das Nutzungsrecht 
nachzuweisen. Bei Feuerbestattungen ist gleichzeitig die 
Art der Beisetzung festzulegen.

(2)	� Die Stadt setzt Ort und Zeit der Bestattung fest; dabei ist 
die allgemeine Arbeitszeit des Friedhofspersonals zu be-

rücksichtigen. In besonderen Fällen können Bestattungen 
auf Antrag außerhalb der allgemeinen Arbeitszeiten statt-
finden. Bestattungen von Leichen sollen gem. § 9 des Nie-
dersächsischen Bestattungsgesetzes innerhalb von 8 Tagen 
nach Eintritt des Todes erfolgen. Urnen sind innerhalb 
eines Monats nach der Einäscherung beizusetzen. Nach 
Ablauf dieser Fristen werden die Beisetzungen auf Kosten 
des/der Bestattungspflichtigen von Amts wegen in einer 
Reihengrabstätte / Urnenreihengrabstätte vorgenommen.

§ 9
Beschaffenheit von Särgen

(1)	� Die Särge müssen festgefügt und so abgedichtet sein, dass 
jedes Durchsickern von Feuchtigkeit ausgeschlossen ist. 
Für die Bestattung sind zur Vermeidung von Umweltbe-
lastungen nur Särge aus leicht abbaubarem Material (z. B. 
Vollholz) erlaubt, die keine PVC-, PCP-, formaldehydab-
spaltenden, nitrozellulosehaltigen oder sonstigen umwelt-
gefährdenden Lacke und Zusätze enthalten. Entsprechen-
des gilt für Sargzubehör und -ausstattung. Die Kleidung 
der Leiche soll nur aus Papierstoff und Naturtextilien be-
stehen. Auch Überurnen, die in der Erde beigesetzt wer-
den, müssen aus leicht abbaubarem, umweltfreundlichem 
Material bestehen.

(2)	� Die Särge sollen höchstens 2,05 m lang, 0,65 m hoch und 
im Mittelmaß 0,65 m breit sein. Sind in Ausnahmefällen 
größere Särge erforderlich, ist die Genehmigung der Stadt 
bei der Anmeldung der Bestattung einzuholen.

§ 10
Ausheben der Gräber

(1)	� Die Gräber werden von der Stadt ausgehoben und wieder 
zugefüllt. Die Stadt Achim kann auf Kosten der Angehö-
rigen Gewerbetreibende hinzuziehen, falls vor dem Aus-
heben von Gräbern Grabmale, Pflanzen oder sonstige An-
lagen entfernt werden müssen.

(2)	� Die Tiefe der einzelnen Gräber beträgt von der Erdoberflä-
che (ohne Hügel) bis zur Oberkante des Sarges mindesten 
0,90 m, bis zur Oberkante der Urne mindestens 0,50 m.

(3)	� Die Gräber für Erdbeisetzungen müssen voneinander 
durch mindestens 0,30 m starke Erdwände getrennt sein.

(4)	� Der Nutzungsberechtigte hat Grabzubehör bis spätestens 
zwei Werktage vor dem Beisetzungstermin zu entfernen 
oder entfernen zu lassen. Sofern beim Ausheben der Grä-
ber, Fundamente, Pflanzen, Trittplatten, Grabmale oder 
anders Grabzubehör durch die Stadt entfernt werden müs-
sen, sind ihr die dadurch entstandenen Kosten vom Nut-
zungsberechtigten zu erstatten.

(5)	� Bei Wiederbelegung nach Ablauf der Ruhezeit können 
evtl. noch vorhandene Leichen- oder Aschenreste in dem 
betreffenden Grab unter der Grabsohle versenkt werden.

§ 11
Ruhezeit

(1) � Die Ruhezeit für Leichen beträgt auf den Friedhöfen Ba-
den, Bierden und Parkfriedhof 25 Jahre. Bei Verstorbenen 
bis zum vollendeten 5. Lebensjahr beträgt sie 15 Jahre.

(2) � Die Ruhezeit für Leichen beträgt auf dem Friedhof Bade-
nermoor 30 Jahre. Bei Verstorbenen bis zum vollendeten 
5. Lebensjahr beträgt sie 15 Jahre.

(3) � Die Ruhezeit für Aschen beträgt 20 Jahre.

§ 12
Umbettungen

(1) � Die Ruhe der Toten darf grundsätzlich nicht gestört wer-
den.

(2) � Umbettungen von Leichen und Aschen bedürfen, un-
beschadet der sonstigen gesetzlichen Vorschriften, der 
vorherigen Genehmigung der Stadt. Die Genehmigung 
kann nur bei Vorliegen eines wichtigen Grundes erteilt 
werden. Umbettungen innerhalb des Stadtgebietes sind in 
den ersten 5 Jahren der Ruhezeit nur bei Vorliegen eines 
dringenden öffentlichen Interesses zulässig. Umbettungen 
aus einer Reihengrabstätte / Urnenreihengrabstätte in eine 
andere Reihengrabstätte / Urnenreihengrabstätte sind in-
nerhalb des Stadtgebiets nicht zulässig. § 4 Abs. 5 bleibt 
unberührt.

(3) � Alle Umbettungen erfolgen nur auf Antrag. Antragsberech-
tigt ist bei Umbettungen aus Reihengrabstätten / Urnenrei-
hengrabstätten jeder Angehörige der oder des Verstorbe-
nen mit Zustimmung der oder des Verfügungsberechtigten 
i.S.v. § 28 Abs. 3, bei Umbettungen aus Wahlgrabstätten 
/ Urnenwahlgrabstätten die oder der jeweilige Nutzungs-
berechtigte. In den Fällen des § 29 Abs. 1 Satz 3 und bei 
Entziehung von Nutzungsrechten gemäß § 29 Abs. 1 Satz 
4 können Leichen oder Aschen, deren Ruhezeit noch nicht 
abgelaufen ist, von Amts wegen in Reihengrabstätten / Ur-
nenreihengrabstätten umgebettet werden.

(4) � Alle Umbettungen werden von der Stadt durchgeführt. Sie 
bestimmt den Zeitpunkt der Umbettung. Aschen können 
zu jeder Zeit umgebettet werden, Leichen nur in den Mo-
naten Oktober bis März.

(5) � Neben der Zahlung der Gebühren für die Umbettung ha-
ben die Antragsteller Ersatz für die Schäden zu leisten, die 
an benachbarten Grabstätten und Anlagen durch eine Um-
bettung zwangsläufig entstehen.

(6) � Der Ablauf der Ruhe- und der Nutzungszeit wird durch 
eine Umbettung nicht unterbrochen oder gehemmt.

(7) � Leichen und Aschen zu anderen als zu Umbettungszwe-
cken wieder auszugraben, bedarf einer behördlichen oder 
einer richterlichen Anordnung.

IV. Grabstätten

§ 13
Allgemeines

(1) � Die Grabstätten bleiben Eigentum des Friedhofsträgers. 
An ihnen können Rechte nur nach dieser Satzung erwor-
ben werden.



(2) � Die Grabstätten werden unterschieden in
		  1. Reihengrabstätten,
		  2. Wahlgrabstätten,
		  3. Urnenreihengrabstätten,
	 4. Urnenwahlgrabstätten,
	 5. anonyme Reihengrabstätten,
	 6. anonyme Urnenreihengrabstätten,
	 7. �Urnenvorsorgegrabstätten 

a) als Einzelurnengrab 
b) als Doppelurnengrab

	 8. �Erdvorsorgegrabstätten für Sargbestattungen 
a) als Einzelgrab für Sargbestattung 
b) als Doppelgrab für Sargbestattung.

(3) � Es besteht kein Anspruch auf Verleihung oder Wieder-
erwerb von Nutzungsrechten an einer der Lage nach be-
stimmten Grabstätte, an Wahlgrabstätten, an Urnenwahl-
grabstätten oder auf Unveränderlichkeit der Umgebung.

§ 14
Reihengrabstätten

(1) � Reihengrabstätten sind Grabstätten für Erdbeisetzungen, 
die der Reihe nach belegt und erst im Todesfalle für die 
Dauer der Ruhezeit der oder des zu Bestattenden abgege-
ben werden.

(2) � In jeder Reihengrabstätte darf nur eine Leiche beigesetzt 
werden.

(3) � Das Abräumen von Reihengrabfeldern oder Teilen von 
ihnen nach Ablauf der Ruhezeiten wird 3 Monate vorher 
öffentlich und durch ein Hinweisschild auf dem betref-
fenden Grabfeld bekanntgemacht.

§ 15
Wahlgrabstätten

(1) � Wahlgrabstätten sind Grabstätten für Erdbeisetzungen, an 
denen auf Antrag ein Nutzungsrecht auf den Friedhöfen 
Baden, Bierden und Parkfriedhof für die Dauer von 25 
Jahren (Nutzungszeit) und für den Friedhof Badenermoor 
von 30 Jahren (Nutzungszeit) verliehen wird. Wahlgrab-
stätten werden in Reihenfolge vergeben. Dabei werden 
freigewordene Grabstellen vorrangig vergeben. Der Wie-
dererwerb eines Nutzungsrechts ist nur auf Antrag für die 
gesamte Wahlgrabstätte oder Teile der Grabstätte, mög-
lich. Die Stadt kann Erwerb und Wiedererwerb von Nut-
zungsrechten an Wahlgrabstätten ablehnen, insbesondere 
wenn die Schließung gemäß § 4 beabsichtigt ist.

(2) � Das Nutzungsrecht kann einer Einwohnerin oder einem 
Einwohner der Stadt Achim auch dann verliehen werden, 
wenn eine Angehörige oder ein Angehöriger, die oder der 
beim Ableben die Wohnung nicht in der Stadt Achim hatte, 
auf dieser Wahlgrabstätte beigesetzt werden soll.

(3) � Das Nutzungsrecht entsteht nach Zahlung der fälligen Ge-
bühr mit Aushändigung der Verleihungsurkunde.

(4) � Auf den Ablauf des Nutzungsrechts wird die oder der je-
weilige Nutzungsberechtigte 3 Monate vorher schriftlich 
– falls sie oder er nicht bekannt oder nicht ohne weiteres 
zu ermitteln ist, durch eine öffentliche Bekanntmachung 
und durch einen einmonatigen Hinweis auf der Grabstätte 
– hingewiesen.

(5) � Eine Beisetzung darf nur stattfinden, wenn die Ruhezeit 
die Nutzungszeit nicht übersteigt oder ein Nutzungsrecht 
mindestens für die Zeit bis zum Ablauf der Ruhezeit wie-
dererworben worden ist.

(6) � Schon bei der Verleihung des Nutzungsrechts soll die Er-
werberin oder der Erwerber für den Fall ihres oder seines 
Ablebens aus dem in Satz 2 genannten Personenkreis sei-
ne Nachfolgerin oder seinen Nachfolger im Nutzungsrecht 
bestimmen und ihm oder ihr das Nutzungsrecht durch 
einen Vertrag übertragen, der erst im Zeitpunkt des To-
des der oder des Übertragenden wirksam wird. Wird bis 
zu ihrem oder seinem Ableben keine derartige Regelung 
getroffen, geht das Nutzungsrecht in nachstehender Rei-
henfolge auf die Angehörigen der oder des verstorbenen 
Nutzungsberechtigten mit deren Zustimmung über,

	 1. 	� auf den überlebenden Ehegatten oder dem Überle-
benden einer eingetragenen Lebenspartnerschaft und 
zwar auch dann, wenn Kinder aus einer früheren Ehe 
vorhanden sind,

	 2. 	� auf die ehelichen, nichtehelichen und Adoptivkinder,
	 3. 	 auf die Stiefkinder,
	 4. 	� auf die Enkel in der Reihenfolge der Berechtigung 

ihrer Väter und Mütter,
	 5. 	 auf die Eltern,
	 6. 	 auf die vollbürtigen Geschwister,
	 7. 	 auf die Stiefgeschwister,
	 8. 	 auf die nicht unter 1. bis 7. fallenden Erben.
	� Innerhalb der einzelnen Gruppe 2. bis 4. und 6. bis 8. wird 

der Älteste Nutzungsberechtigter.
	� Das Nutzungsrecht erlischt, wenn es keiner der Angehö-

rigen der oder des verstorbenen Nutzungsberechtigten in-
nerhalb eines Jahres seit der Beisetzung übernimmt.

(7)	� Die oder der jeweilige Nutzungsberechtigte kann das Nut-
zungsrecht nur auf eine Person aus dem Kreis des Abs. 6 
Satz 2 übertragen; dazu bedarf es der vorherigen Geneh-
migung der Stadt.

(8)	� Jede Rechtsnachfolgerin oder jeder Rechtsnachfolger hat 
das Nutzungsrecht unverzüglich nach Erwerb auf sich um-
schreiben zu lassen.

(9)	� Abs. 6 gilt in den Fällen der Absätze 7 und 8 entsprechend.
(10)	�Die oder der jeweilige Nutzungsberechtigte hat im Rah-

men der Friedhofssatzung und der dazu ergangenen Re-
gelungen das Recht, in der Wahlgrabstätte beigesetzt zu 
werden, bei Eintritt eines Bestattungsfalles über andere 
Beisetzungen und über die Art der Gestaltung und Pflege 
der Grabstätte zu entscheiden.

(11)	�Aus dem Nutzungsrecht ergibt sich die Pflicht zur Anlage 
und zur Pflege der Grabstätte.

§ 16
Vorsorgegrabstätten

(1) � Vorsorgegrabstätten für Erdbeisetzungen und für Urnen-
beisetzungen sind Grabstätten, die auf Antrag für die 
Dauer der Ruhezeit vergeben werden und sich in Gemein-
schaftsanlagen befinden. Gemeinschaftsanlagen werden in 
Abstimmung mit der Stadt Achim von einem Unterneh-
men der Grabpflege (Friedhofsgärtnerei) und einem Stein-
metz- und Steinbildhauerbetriebe entworfen, hergestellt 
und gepflegt.

(2) � Vorsorgegrabstätten können zu Lebzeiten durch die Vor-
sorgenden oder im Todesfall durch die Angehörigen er-
worben werden.

(3) � Mit dem Erwerb einer Vorsorgegrabstätte ist bei einem 
Bestattungsinstitut oder der Friedhofsverwaltung der Stadt 
Achim ein Dauergrabpflegevertrag über die Dauer der Ru-
hefrist bei der Treuhandstelle für Dauergrabpflege Nieder-
sach-sen/Sachsen-Anhalt GmbH, abzuschließen.

§ 17
Beisetzung von Aschen

(1)	 Aschen dürfen beigesetzt werden in
	 1. Urnenreihengrabstätten,
	 2. Urnenwahlgrabstätten,
	 3. Wahlgrabstätten,
	 4. Urnenvorsorgegrabstätten.
(2)	� Urnenreihengrabstätten sind Aschengrabstätten, die der 

Reihe nach belegt und erst im Todesfall für die Dauer der 
Ruhezeit zur Beisetzung einer Asche abgegeben werden.

(3)	� Urnenwahlgrabstätten sind Aschengrabstätten, an denen 
auf Antrag ein Nutzungsrecht für die Dauer von 20 Jahren 
(Nutzungszeit) verliehen wird. In einer Urnenwahlgrab-
stätte können bis zu 8 Urnen beigesetzt werden.

(4)	� Soweit sich nicht aus der Friedhofssatzung etwas anderes 
ergibt, gelten die Vorschriften für Reihengrabstätten und für 
Wahlgrabstätten entsprechend auch für Urnengrabstätten.

(5)	� Die Beisetzung von Aschen findet als Erdbeisetzung statt. 
Urnenwahlgrabstätten können außer in Grabfeldern auch 
in Mauern und Terrassen eingerichtet werden.

§ 18
anonyme Erd- und Urnenbeisetzungen

(1)	� In anonymen Reihengrabstätten werden Beisetzungen der 
Reihe nach für die Dauer der Ruhezeit vorgenommen. 
Diese Grabstätten werden nicht gekennzeichnet. Sie wer-
den auf Antrag der Hinterbliebenen vergeben.

(2)	� In anonymen Urnenreihengrabstätten werden Urnen der 
Reihe nach für die Dauer der Ruhezeit beigesetzt. Diese 
Grabstätten werden nicht gekennzeichnet. Sie werden auf 
Antrag der Hinterbliebenen vergeben.

(3)	� Zugelassen sind auch Beisetzungen von Verstorbenen, die 
bei ihrem Ableben nicht Einwohner der Stadt Achim waren.

§ 19
Ehrengrabstätten

Die Zuerkennung, die Anlage und die Unterhaltung von Eh-
rengrabstätten (einzeln oder in geschlossenen Feldern) obliegt 
ausschließlich der Stadt Achim.

V. Gestaltung der Grabstätten

§ 20
Allgemeine Gestaltungsgrundsätze

Jede Grabstätte ist – unbeschadet der besonderen Anforderun-
gen der §§ 21 und 29 für Friedhöfe mit besonderen Gestal-
tungsvorschriften – so zu gestalten und so an die Umgebung 
anzupassen, dass die Würde des Friedhofs in seinen einzelnen 
Teilen und in seiner Gesamtanlage gewahrt wird und von ihr 
keine Gefahr ausgeht.

§ 21
Wahlmöglichkeit

(1)	� Die Grabstätten auf dem Friedhof Bierden werden durch 
Natursteine eingefaßt, die ausschließlich durch die Stadt 
auf Kosten der Nutzungsberechtigten einheitlich gesetzt 
werden.

(2)	� Die Grabstätten auf dem Parkfriedhof werden durch Be-
tonsockel eingefasst, die ausschließlich durch die Stadt 
auf Kosten der Nutzungsberechtigten einheitlich gesetzt 
werden. Einfassungen aus Naturstein in den Abmessungen 
8 x 15 cm sind möglich. Hierfür ist die Genehmigung der 
Stadt Achim erforderlich. Die Einfassungen sind durch 
Steinmetz- und/oder Steinbildhauerbetriebe auf Kosten 
der Nutzungsberechtigten ordnungsgemäß einzubauen.

(3)	� Die Grabstätten auf dem Friedhof Baden sind entspre-
chend dem vorhandenen parkähnlichen Charakter der Ge-
samtanlage wie folgt zu gestalten: 			 
Zugelassen sind vorrangig lebende Taxushecken, die nicht 
höher als 0,30 m und nicht breiter als 0,20 m sind. Der 
vorhandene Bestand ist davon ausgenommen. Einfassun-
gen aus Naturstein in den Abmessungen 8 x 15 cm sind 
möglich. Hierfür ist die Genehmigung der Stadt Achim 
erforderlich. Diese sind durch Steinmetz- und/oder Stein-
bildhauerbetriebe auf Kosten der Nutzungsberechtigten 
ordnungsgemäß einzubauen.

(4)	� Die Grabstätten auf dem Friedhof Badenermoor sind wie 
folgt zu gestalten:

	� Zugelassen sind vorrangig lebende Taxus-/Thujahecken, 
die nicht höher als 0,30 m und nicht breiter als 0,20 m 
sind. Der vorhandene Bestand ist davon ausgenommen. 
Einfassungen aus Naturstein in den Abmessungen 8 x 15 
cm sind möglich. Hierfür ist die Zustimmung der Stadt 
Achim erforderlich. Diese sind durch Steinmetz- und/oder 
Steinbildhauerbetriebe auf Kosten der Nutzungsberechtig-
ten ordnungsgemäß einzubauen.

(5)	� Baum- und Strauchbewuchs ist auf allen Friedhöfen durch 
Pflegeschnitt so zu gestalten, dass Grabnachbarn und Zu-
wegungen durch den Bewuchs nicht beeinträchtigt werden.
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VI. Grabmale

§ 22
Größe für Breitsteine, Stelen, Liegeplatten,  

Abdeckungen und Einfassungen
Es dürfen nur Grabmale aufgestellt werden, die entsprechend 
§ 13 a BestattG, nachweislich in der gesamten Wertschöp-
fungskette ohne ausbeuterische Kinderarbeit im Sinne der 
ILO-Konvention 182 hergestellt sind. Der Nachweis ist ent-
sprechend Anlage 1 dieser Satzung zu erbringen.
(1)	� Stehende Grabmale aus Naturstein dürfen bei einer Min-

deststärke von 12 cm folgende Maße nicht überschreiten:
	 a) 	� Urnenreihengrabstätten und Urnenwahlgrabstätten: 

Maximale Breite 0,60 m, maximale Höhe 1,40 m 
maximale Ansichtsfläche incl. Sockel 0,45 m ²

	 b) 	� Reihengrabstätten: 
Maximale Breite 0,60 m, maximale Höhe 1,40 m 
maximale Ansichtsfläche incl. Sockel 0,55 m ²

	 c) 	� Wahlgrabstätten mit 2 Plätzen: 
Maximale Breite 1,10 m, maximale Höhe 1,60 m 
maximale Ansichtsfläche incl. Sockel 1,00 m ²

	 d) 	� Wahlgrabstätten mit 3 und mehr Plätzen: 
Maximale Breite 1,30 m, maximale Höhe 1,60 m 
maximale Ansichtsfläche incl. Sockel 1,10 m ².

(2) 	Liegeplatten, Teil- und Vollabdeckungen
	� Liegende Grabmale und Grabplatten aus Naturstein sind 

bis zur Größe der Grabstelle zulässig, die Mindeststärke 
beträgt 5 cm. Bei Grabplatten unter 10 cm Stärke sind 
Unterkonstruktionen aus Einfassungen mit einem Min-
destquerschnitt von 5 x 15 cm oder Streifenfundamente 
erforderlich.

(3)	� Grabeinfassungen aus Naturstein sind in den Abmessun-
gen von 8 x 15 cm auf dem Parkfriedhof zulässig. Zwi-
schen den Grabstätten muss die vorhandene Betonkante 
verbleiben.

§ 23
Genehmigungserfordernis

(1) 	�Die Errichtung und jede Veränderung von Grabmalen be-
darf der vorherigen schriftlichen Genehmigung der Stadt. 
Die Genehmigung soll bereits vor der Anfertigung oder 
der Veränderung der Grabmale eingeholt werden. Auch 
provisorische Grabmale sind genehmigungspflichtig, so-
fern sie größer als 0,15 m x 0,30 m sind. Die Anträge sind 
durch die Verfügungsberechtigten zu stellen; der Antrag-
steller hat bei Reihengrabstätten die Grabanweisung vor-
zulegen, bei Wahlgrabstätten sein Nutzungsrecht nachzu-
weisen.

(2)	 Den Anträgen sind zweifach beizufügen:
	� der Grabmalentwurf mit Grundriss, Seitenansicht und 

Fundamentierung im Maßstab 1:10 unter Angabe des Ma-
terials, der Maße, seiner Bearbeitung, der Form, der In-
schrift, des Symbols oder Ornaments und der Anordnung. 
Ausführungszeichnungen sind einzureichen, soweit es 
zum Verständnis erforderlich ist.

	� In besonderen Fällen kann die Vorlage eines 1:1 Entwurfs 
incl. Schrift, Symbol oder Ornament, ein Modell im Maß-
stab 1:5 oder ein Modell in natürlicher Größe auf der 
Grabstätte verlangt werden.

(3) 	�Die Errichtung und jede Veränderung aller sonstigen bau-
lichen Anlagen bedarf ebenfalls der vorherigen schriftli-
chen Genehmigung der Stadt. Die Absätze 1 und 2 gelten 
entsprechend.

(4)	� Die Genehmigung erlischt, wenn das Grabmal oder die 
sonstige bauliche Anlage nicht binnen eines Jahres nach 
der Genehmigung errichtet worden ist.

(5)	� Die nichtgenehmigungspflichtigen provisorischen Grab-
male sind nur als naturlasierte Holztafeln oder -kreuze zu-
lässig und dürfen nicht länger als 2 Jahre nach der Beiset-
zung verwendet werden.

(6)	� Vorhandene, stehende Grabmale dürfen nicht hingelegt 
werden. Stehende Grabmale können auf Antrag zu Liege-
platten umgearbeitet werden.

§ 24
Anlieferung

(1) 	�Beim Liefern von Grabmalen und sonstigen baulichen An-
lagen sind der Stadt vor der Errichtung vorzulegen:

	 1. die Gebührenempfangsbescheinigung,
	 2. der genehmigte Entwurf,
	 3. �die genehmigte Zeichnung der Schrift, der Ornamente 

und der Symbole.
(2) 	�Die Grabmale und die sonstigen baulichen Anlagen sind 

so zu liefern, daß sie am Friedhofseingang von der Stadt 
überprüft werden können.

§ 25
Standsicherheit der Grabmale

Die Grabmale sind ihrer Größe entsprechend nach den allge-
mein anerkannten Regeln des Handwerks („Richtlinien für die 
Erstellung und Prüfung von Grabmalanlagen“ des Bundesin-
nungsverbands des Deutschen Steinmetz-, Stein- und Holz-
bildhauerhandwerks (BIV) für das Fundamentieren und Ver-
setzen von Grabdenkmälern in der jeweils geltenden Fassung) 
zu fundamentieren und so zu befestigen, dass sie dauerhaft 
standsicher sind und auch beim Öffnen benachbarter Gräber 
nicht umstürzen oder sich senken können. Satz 1 gilt für sons-
tige bauliche Anlagen entsprechend.

§ 26
Unterhaltung

(1) 	�Die Grabmale und die sonstigen baulichen Anlagen sind 
dauernd in verkehrssicherem Zustand zu halten. Verant-
wortlich dafür ist bei Reihengrabstätten / Urnenreihen-
grabstätten die Empfängerin oder der Empfänger der 
Grabanweisung, bei Wahlgrabstätten / Urnenwahlgrab-
stätten die oder der jeweilige Nutzungsberechtigte.

(2) 	�Erscheint die Standsicherheit von Grabmalen, sonstigen 



baulichen Anlagen oder Teilen davon gefährdet, sind die 
für die Unterhaltung Verantwortlichen verpflichtet, un-
verzüglich Abhilfe zu schaffen. Bei Gefahr in Verzug 
kann die Stadt auf Kosten der oder des Verantwortlichen 
Sicherungsmaßnahmen (z. B. Umlegen von Grabmalen, 
Absperrungen) treffen. Wird der ordnungswidrige Zustand 
trotz schriftlicher Aufforderung der Stadt nicht innerhalb 
einer jeweils festzusetzenden angemessenen Frist besei-
tigt, ist die Stadt berechtigt, dies auf Kosten der oder des 
Verantwortlichen zu tun oder das Grabmal, die sonstige 
bauliche Anlage oder die Teile davon zu entfernen; die 
Stadt Achim ist nicht verpflichtet, diese Sachen aufzu-
bewahren. Ist die oder der Verantwortliche nicht bekannt 
oder nicht ohne weiteres zu ermitteln, genügt eine öffent-
liche Bekanntmachung und ein dreiwöchiger Hinweis auf 
der Grabstätte, bei Reihengrabstätten auf dem Grabfeld. 
Die Verantwortlichen sind für jeden Schaden haftbar, der 
durch Umfallen von Grabmalen oder sonstiger baulicher 
Anlagen durch Ab-türzen von Teilen davon verursacht 
wird.

§ 27
Entfernung

(1)	� Grabmale und sonstige bauliche Anlagen dürfen vor Ab-
lauf der Ruhezeit oder des Nutzungsrechts nur mit vorhe-
rigen schriftlicher Genehmigung der Stadt von der Grab-
stätte entfernt werden.

(2)	� Nach Ablauf der Ruhezeit oder des Nutzungsrechts sind 
die Grabmale und die sonstigen baulichen Anlagen zu 
entfernen. Dazu bedarf es eines Erlaubnisscheines der 
Stadt. Sind die Grabmale oder die sonstigen baulichen 
Anlagen nicht innerhalb von 3 Monaten nach Ablauf der 
Ruhezeit oder des Nutzungsrechts entfernt, fallen sie ent-
schädigungslos in die Verfügungsgewalt der Stadt Achim. 
Sofern Wahlgrabstätten von der Stadt abgeräumt werden, 
hat die oder der jeweilige Nutzungsberechtigt die Kosten 
zu tragen.

VII. Herrichtung und Pflege der Grabstätten

§ 28
Allgemeines

(1) 	�Alle Grabstätten müssen im Rahmen der Vorschriften des 
§ 20 hergerichtet und dauernd verkehrssicher instandge-
halten werden. Verwelkte Blumen und Kränze sind un-
verzüglich von den Grabstätten zu entfernen und an den 
dafür vorgesehenen Plätzen abzulegen. § 7 Abs. 6 Satz 3 
bleibt unberührt.

(2) 	�Die Gestaltung der Grabstätte ist dem Gesamtcharakter 
des Friedhofs, dem besonderen Charakter des Friedhofs-
teils und der unmittelbaren Umgebung anzupassen. Die 
Grabstätten dürfen nur mit Pflanzen bepflanzt werden, 
die andere Grabstätten und die öffentlichen Anlagen und 
Wege nicht beeinträchtigen.

(3) 	�Für die Herrichtung und die Instandhaltung ist der Verfü-
gungsberechtigte verantwortlich. Verfügungsberechtigter 
dafür ist bei Reihengrabstätten / Urnenreihengrabstätten 
die Empfängerin oder der Empfänger der Grabanweisung, 
bei Wahlgrabstätten / Urnenwahlgrabstätten die oder der 
jeweilige Nutzungsberechtigte. Die Verpflichtung erlischt 
erst mit dem Ablauf der Ruhezeit oder des Nutzungs-
rechts. Abs. 8 bleibt unberührt.

(4) 	�Die Herrichtung und jede wesentliche Änderung bedürfen 
der vorherigen Genehmigung der Stadt. Die Anträge sind 
durch die Verfügungsberechtigten zu stellen. Die Antrag-
stellerin oder der Antragsteller hat bei Reihengrabstätten 
die Grabanweisung vorzulegen, bei Wahlgrabstätten ihr 
oder sein Nutzungsrecht nachzuweisen. Soweit es zum 
Verständnis erforderlich ist, kann die Stadt die Vorlage 
einer Zeichnung im Maßstab 1:20 mit den erforderlichen 
Einzelangaben verlangen.

(5)	� Die Verfügungsberechtigten können die Grabstätten selbst 
anlegen und pflegen oder damit einen zugelassenen Fried-
hofsgärtner beauftragen.

(6)	� Reihengrabstätten / Urnenreihengrabstätten müssen bin-
nen 3 Monaten nach der Beisetzung, Wahlgrabstätten / Ur-
nenwahlgrabstätten binnen 3 Monaten nach dem Erwerb 
des Nutzungsrechts hergerichtet sein. Das Abräumen der 
Grabhügel erfolgt, soweit die Stadt Achim damit beauf-
tragt wird, frühestens 6 Wochen nach der Bestattung.

(7)	� Anonyme Reihengräber und anonyme Urnenreihengräber 
dürfen nicht bepflanzt werden. Blumenschmuck darf nur 
an den zentralen Blumen-Ablageplätzen abgelegt werden.

(8)	� Die Stadt kann verlangen, dass die oder der Verfügungsbe-
rechtigte die Grabstätte nach Ablauf der Ruhezeit oder des 
Nutzungsrechts abräumt.

(9)	� Die Herrichtung, die Unterhaltung und jede Veränderung 
der gärtnerischen Anlagen außerhalb der Grabstätten ob-
liegen ausschließlich der Stadt.

(10)	�Kunststoffe und andere nicht verrottbare Werkstoffe dürfen 
in Produkten der Trauerfloristik, insbesondere in Kränzen, 
Trauergebinden- und -gestecken nicht verwendet werden. 
Kleinzubehör wie Blumentöpfe, Grablichter, Plastiktüten 
aus nicht verrottbarem Material sind vom Friedhof zu 
entfernen oder in den zur Abfalltrennung bereitgestellten 
Behältern zu entsorgen.

(11)	�In begründeten Ausnahmefällen dürfen Verfügungsbe-
rechtigte auf schriftlichen Antrag die Grabstätte vor Ab-
lauf der Ruhezeit oder vor Ablauf des Nutzungsrechtes 
an die Stadt Achim zurückgeben. Die Grabstätte ist dann 
gänzlich abzuräumen, Grabmale und bauliche Anlagen 
sind einschl. der Fundamente zu entfernen. Die Grabstät-
te wird durch den Friedhofsträger mit Gras eingesät und 
bis zum Ablauf der Ruhezeit gemäht. Die Pflegekosten  
werden vom Friedhofsträger ermittelt und sind mit Rück-
gabe der Grabstätte durch den Verfügungsberechtigten zu 
zahlen.
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§ 29
Vernachlässigung

(1)	� Wird eine Grabstätte nicht ordnungsgemäß hergerichtet 
oder gepflegt, hat der Verfügungsberechtigte (§ 28 Abs. 3) 
auf schriftliche Aufforderung der Stadt die Grabstätte 
innerhalb einer jeweils festzusetzenden angemessenen 
Frist in Ordnung zu bringen. Ist der Verfügungsberech-
tigte nicht bekannt oder nicht ohne weiteres zu ermitteln, 
genügt eine öffentliche Bekanntmachung und ein drei-
wöchiger Hinweis auf der Grabstätte, bei Reihengräbern 
auf dem Grabfeld. Wird die Aufforderung nicht befolgt, 
kön-nen Reihengrabstätten / Urnenreihengrabstätten von 
der Stadt abgeräumt, eingeebnet und eingesät werden. Bei 
Wahlgrabstätten / Urnenwahlgrabstätten kann die Stadt 
in diesem Fall die Grabstätten auf Kosten des jeweiligen 
Nutzungsberechtigten in Ordnung bringen lassen oder 
das Nutzungsrecht ohne Entschädigung entziehen. Vor 
dem Entzug des Nutzungsrechts ist der jeweilige Nut-
zungsberechtigte noch einmal schriftlich aufzufordern, 
die Grabstätte unverzüglich in Ordnung zu bringen. Ist er 
nicht bekannt oder nicht ohne weiteres zu ermitteln, hat 
noch einmal eine entsprechende öffentliche Bekanntma-
chung oder ein entsprechender dreiwöchiger Hinweis auf 
der Grabstätte zu erfolgen. In dem Entziehungsbescheid 
ist der jeweilige Nutzungsberechtigte aufzufordern, das 
Grabmal und die sonstigen baulichen Anlagen innerhalb 
von 3 Monaten nach Bestandskraft des Entziehungsbe-
scheides zu entfernen. Der Verfügungsberechtigte ist in 
den schriftlichen Aufforderungen, der öffentlichen Be-
kanntmachung und dem Hinweis auf der Grabstätte oder 
dem Grabfeld auf die für ihn maßgeblichen Rechtsfolgen 
der Sätze 3 und 4 und in dem Entziehungsbescheid auf die 
Rechtsfolgen des § 27 Abs. 2 Satz 3 und 4 hinzuweisen.

(2)	� Für Grabschmuck gilt § 27 Abs. 2 Satz 3 und 4 entspre-
chend.

VIII. Leichenhallen und Trauerfeiern

§ 30
Benutzung der Leichenhalle

(1)	� Die Leichenhallen dienen der Aufnahme der Leichen bis 
zur Bestattung. Sie dürfen nur mit Erlaubnis der Stadt und 
in Begleitung eines Angehörigen des Friedhofspersonals 
betreten werden.

(2)	� Sofern des Gesundheitsamtes keine gesundheitlichen Be-
denken äußert oder sonstige Bedenken bestehen, können 
die Angehörigen die Verstorbenen während der festge-
setzten Zeiten sehen. Die Särge sind spätestens eine halbe 
Stunde vor Beginn der Trauerfeier oder der Beisetzung 
endgültig zu schließen.

(3) 	�Die Särge der an meldepflichtigen übertragbaren Krank-
heiten Verstorbener sollen in einem besonderen Raum 
der Leichenhalle aufgestellt werden. Der Zutritt zu diesen 
Räumen und die Besichtigung der Leichen bedürfen zu-
sätzlich der vorherigen Genehmigung des Amtsarztes.

§ 31
Trauerfeiern

(1) 	�Die Trauerfeiern können in einem dafür bestimmten 
Raum, am Grabe oder an einer anderen im Freien dafür 
vorgesehenen Stelle abgehalten werden.

(2) 	�Die Aufbahrung der oder des Verstorbenen im Feierraum 
kann untersagt werden, wenn die oder der Verstorbene an 
einer meldepflichtigen übertragbaren Krankheit gelitten 
hat oder Bedenken wegen des Zustandes der Leiche beste-
hen.

(3) 	�Aufbahrungen dürfen ausschließlich am Tage der Trauer-
feier durchgeführt werden. Nach jeder Trauerfeier sind die 
Räumlichkeiten umgehend aufzuräumen und zu reinigen. 
Nur in Ausnahmefällen, sofern der Betrieb der Einrichtung 
oder der anderen Bestatter nicht behindert wird, können 
Teile der Dekoration am Tag zuvor oder für den folgenden 
Tag angeliefert werden und/oder in den Räumlichkeiten 
des Feierraums verbleiben.

(4) 	�Bestattungsunternehmen dürfen mit ihren Transportfahr-
zeugen nur die direkten Kapellenzufahrten benutzen.

(5) 	�Die Trauerfeiern sollen jeweils nicht länger als 45 Minu-
ten dauern. Ausnahmen bedürfen der vorherigen Geneh-
migung der Stadt.

(6) 	�Jede Musik- und jede Gesangsdarbietung auf den Fried-
höfen bedarf der vorherigen Genehmigung der Stadt. Die 
Musikinstrumente in den Feierräumen dürfen nur von den 
zugelassenen Musikern gespielt werden.

IX. Schlußvorschriften

§ 32
Alte Rechte

(1) 	�Bei Grabstätten, über welche die Stadt bei Inkrafttreten 
dieser Satzung bereits verfügt hat, richten sich die Nut-
zungszeit und die Gestaltung nach den bisherigen Vor-
schriften.

(2) �	�Die vor dem Inkrafttreten dieser Satzung entstandenen 
Nutzungsrechte von unbegrenzter oder unbestimmter 
Dauer werden auf zwei Nutzungszeiten nach § 15 Abs. 1 
oder § 17 Abs. 3 dieser Satzung seit Erwerb begrenzt. Sie 
enden jedoch nicht vor Ablauf eines Jahres nach Inkraft-
treten dieser Satzung und der Ruhezeit der zuletzt bei-
esetzten Leiche oder Asche.

(3)	 Im Übrigen gilt diese Satzung.

§ 33
Haftung

Die Stadt Achim haftet nicht für Schäden, die durch nichtsat-
zungsgemäße Benutzung der Friedhöfe, ihrer Anlagen und 
ihrer Einrichtung, durch dritte Personen oder durch Tiere ent-
stehen. Im Übrigen haftet die Stadt Achim nur bei Vorsatz oder 
grober Fahrlässigkeit.

§ 34
Gebühren

Für die Benutzung der von der Stadt Achim verwalteten Fried-
höfe und ihren Einrichtungen sind die Gebühren nach der je-
weils geltenden Friedhofsgebührensatzung zu entrichten.

§ 35
Ordnungswidrigkeiten

Ordnungswidrig im Sinne von § 10 Abs. 5 NKomVG handelt, 
wer vorsätzlich oder fahrlässig
(1)	� sich als Besucher entgegen § 6 Abs. 1 nicht der Würde 

des Friedhofs entsprechend verhält oder Anordnungen des 
Friedhofspersonals nicht befolgt,

(2)	 entgegen § 6 Abs. 3
	 1. �	� die Wege mit Fahrzeugen aller Art, ausgenommen 

Kinderwagen, Handkarren, Rollstühle/Rollatoren und 
in den Fällen des § 7 Abs. 7 und § 31 Abs. 4 befährt,

	 2. �	� Waren aller Art, insbesondere Kränze und Blumen, 
und gewerbliche Dienste anbietet,

	 3. �	� an Sonn- und Feiertagen oder in der Nähe einer 
Bestattung Arbeiten ausführt,

	 4. �	� ohne schriftlichen Auftrag der Angehörigen gewerbs-
mäßig fotografiert/filmt,

	 5. 	� Druckschriften verteilt,
	 6.	 �	� Abraum und Abfall außerhalb der dafür bestimmten 

Stellen ablagert,
	 7. �	� den Friedhof und seine Einrichtungen und Anlagen 

verunreinigt oder beschädigt,
	 8. �	� Einfriedungen und Hecken übersteigt und Rasenflä-

chen (soweit sie nicht als We-ge dienen), Grabstätten 
und Grabeinfassungen betritt,

	 9. 	� lärmt, isst und trinkt, lagert,
	 10.	�Tiere – außer Blindenhunden und Schwerbehinder-

tenbegleithunde – mitbringt,
	 11.	�Wasser zu anderen Zwecken als zur Grabpflege ent-

nimmt.
(3)	� entgegen § 6 Abs. 4 Totengedenkfeiern ohne Zustimmung 

der Stadt durchführt,
(4)	� als Gewerbetreibender entgegen § 7 Abs. 1, 5, 6 oder 7 

ohne vorherige Zulassung tätig wird, außerhalb der fest-
gesetzten Zeiten Arbeiten durchführt, Werkzeuge und 
Materialien unzulässig lagert, mit motorgetriebenen Fahr-
zeugen Grabfeldwege befährt, mit Fahrzeugen über 7,49 t 
zulässigem Gesamtgewicht die Hauptzufahrtswege be-
nutzt sowie für Grabpflegearbeiten Maschinen und Gerä-
te mit Verbrennungs-Antriebsmotoren einsetzt, die einen 
maximalen Lärmpegel von 105 dB(A) überschreiten.

(5) 	�entgegen § 23 Abs. 1 und Abs. 3 ohne vorherige Zustim-
mung Grabmale und bauliche Anlagen errichtet oder ver-
ändert,

(6) 	�Grabmale entgegen § 25 Abs. 1 nicht fachgerecht befestigt 
und fundamentiert,

(7)	� Grabmale entgegen § 26 Abs. 1 nicht in gutem und ver-
kehrssicherem Zustand hält,

(8)	� Grabmale und bauliche Anlagen entgegen § 27 Abs. 1 
ohne vorherige schriftliche Genehmigung entfernt,

(9)	� Kunststoffe und andere nicht verrottbare Werkstoffe entge-
gen § 28 Abs. 10 verwendet oder so beschaffenes Zubehör 
nicht vom Friedhof entfernt oder in den bereitgestellten 
Behältern entsorgt,

(10)Grabstätten entgegen § 29 vernachlässigt.

ANLAGE zu § 22 dieser Satzung:
„Erklärung über die Vorlage von Nachweisen  
nach § 13 a BestattG“

§ 36
Inkrafttreten

Diese Satzung tritt am 01.08.2021 in Kraft.
Gleichzeitig tritt die Friedhofssatzung der Stadt Achim vom 
15.12.2008 außer Kraft.
28832 Achim, den 16.07.2021

Stadt Achim
Der Bürgermeister

gez. Ditzfeld
(L.S.)

Satzung über die Erhebung von Gebühren
für die Friedhöfe der Stadt Achim

(Friedhofsgebührensatzung)
Aufgrund der §§ 10 und 58 des Niedersächsischen Kom-
munalverfassungsgesetzes (NKomVG) in der Fassung vom 
17.12.2010 (Nds. GVBl. S. 575), der §§ 1 und 5 des Nie-
dersächsischen Kommunalabgabengesetzes in der Fassung 
vom 23.01.2007 (Nds. GVBl. S. 41), zuletzt geändert am 
09.12.2011 (Nds. GVBl. S. 471) und des § 13 des Gesetzes 
über das Leichen-, Bestattungs- und Friedhofswesens in der 
Fassung vom 08.12.2005 (Nds. GVBl. S. 381) hat der Rat der 
Stadt Achim in seiner Sitzung am 15.07.2021 folgende Gebüh-
rensatzung beschlossen:

§ 1
Art der Gebühren

Für die Benutzung der städtischen Friedhöfe werden Gebüh-
ren nach dem Gebührentarif, der Bestandteil dieser Satzung 
ist, erhoben.

§ 2
Gebührenschuldner

(1)	� Gebührenschuldner ist derjenige, der als Nutzungsberech-
tigter nach § 15 der Friedhofssatzung der Stadt Achim die 
gebührenpflichtigen Leistungen in Anspruch nimmt.

(2) 	�Mehrere Gebührenpflichtige haften als Gesamtschuldner.



§ 3
Entrichtung der Gebühren

(1)	� Die Gebührenpflicht entsteht mit Inanspruchnahme der 
gebührenpflichtigen Leistungen.

(2)	� Die Gebühren sind innerhalb eines Monats nach Erhalt des 
Gebührenbescheides fällig.

(3)	� Rückständige Gebühren werden im Verwaltungszwangs-
verfahren beigetrieben.

§ 4
Stundung, Niederschlagung und Erlass

Eine Gebühr kann im begründeten Einzelfall gestundet, nie-
dergeschlagen oder erlassen werden. Die Vorschriften des § 23 
der zurzeit gültigen Dienstanweisung für das Finanzwesen 
sind anzuwenden.

§ 5
Inkrafttreten

Diese Satzung tritt am 01.08.2021 in Kraft. Gleichzeitig tritt 
die Satzung über die Erhebung von Friedhofsgebühren in der 
Stadt Achim vom 18.12.1975 mit darauffolgenden Änderun-
gen außer Kraft.
28832 Achim, den 16.07.2021

Stadt Achim
Der Bürgermeister
gez. Ditzfeld (L.S.)

Gebührentarif
zur Satzung über die Erhebung von Gebühren für die Friedhö-
fe der Stadt Achim
A. Gebühren für Wahlgrabstätten bei Sargbestattungen
1. Erwerb des Nutzungsrechtes für die Dauer von 25 Jahren
a) Grabstätten für zwei Erdbeisetzungen� 550 €
b) für jede weitere Grabstätte� 200 €
2. Erwerb des Nutzungsrechtes für die Dauer von 30 Jahren
a) Grabstätten für zwei Erdbeisetzungen� 600 €
b) für jede weitere Grabstätte� 250 €
3. �Überschreiten die Ruhezeiten das Nutzungsrecht, wird für 

die über die Dauer des Nutzungsrechtes hinausgehenden 
Jahre eine anteilsmäßige Gebühr berechnet.

B. Gebühren für Reihengrabstätten bei Sargbestattungen
Erwerb des Nutzungsrechtes für die Dauer von 25 Jahren
a) Grabstätten für eine Erdbeisetzung� 400 €
Erwerb des Nutzungsrechtes für die Dauer von 30 Jahren
a) Grabstätten für eine Erdbeisetzung� 450 €
C. �Gebühren für anonyme Grabstätten  

bei Sargbestattungen
Erwerb des Nutzungsrechtes für die Dauer von 25 Jahren
a) Grabstätten für eine Erdbeisetzung� 540 €
D. Gebühren für Wahlgrabstätten bei Urnenbeisetzungen
1. Erwerb des Nutzungsrechtes für die Dauer von 20 Jahren
a) Grabstätten für zwei Urnenbeisetzungen� 560 €
b) für jede weitere Urnenbeisetzung� 280 €
c) Vorsorge-Partnergrabanlagen � 560 €
2. �Überschreitet die Ruhezeit das Nutzungsrecht, wird für die 

über die Dauer des Nutzungsrechtes hinausgehenden Jahre 
eine anteilsmäßige Gebühr berechnet.

E. Gebühren für Reihengrabstätten bei Urnenbeisetzungen
Erwerb des Nutzungsrechtes für die Dauer von 20 Jahren
a) Grabstätten für eine Urnenbeisetzung� 280 €
b) Vorsorge-Urnenreihengrab � 280 €
F. �Gebühren für anonyme Grabstätten  

bei Urnenbestattungen
Erwerb des Nutzungsrechtes für die Dauer von 20 Jahren
a) Grabstätten für eine Urnenbeisetzung� 410 €
G. Gebühren für Beisetzungen
a) für einen Verstorbenen bis zu 5 Jahre� 260 €
b) für einen Verstorbenen über 5 Jahre� 490 €
c) �für Urnen� 95 € 

Zu diesen Gebühren wird bei Bestattungen, die aus  
unabweisbaren Gründen außerhalb der allgemeinen  
Bestattungszeit stattfinden, ein Zuschlag von 50 % erhoben.

H. Gebühren für Ausbettungen und Umbettungen
a) für Ausbettungen von Särgen� 700 €
b) für Umbettungen von Särgen� 1.400 €
c) für Ausbettungen von Urnen� 95 €
d) für Umbettungen von Urnen � 190 €
I. Gebühren für die Benutzung der Kapelle
a) Benutzung des Feierraumes für Trauerfeiern � 350 €
b) Benutzung des Urnenabschiedsraumes� 150 €
c) �Benutzung der Aufbahrungsräume in Baden und  

Badenermoor (je Tag) � 30 €
J. Sonstige Gebühren
a) Genehmigungen von Grabmalen� 20 €
b) Erteilung, Umschreibung, Nutzungsrecht� 20 €
c) Ausstellung einer Ersatzurkunde� 20 €
d) Erlaubniskarte für Gewerbetreibende (für 3 Jahre)� 20 €
e) �Grabstätteneinfassungen
	 – Erdreihengrab� 100 €
	 – Erdwahlgrab, 2 Stellen� 180 €
	 – Urnenwahlgrab� 100 €
	 – Urneneinzelgrab� 65 €
f) Grabstätten abräumen
	 – �Für die auf Antrag übernommene Herrichtung der  

Grabstätten (Kränze entfernen, Hügel einebnen)� 115 €
	 – Grabstätte abräumen nach Rückgabe (je Grabstelle)� 30 €
	 – �Grabstein und Fundament ausbauen und entsorgen  

(pauschal)� 50 €
g) Zurück gegebene Grabstätten pflegen
	 – Je Grabstelle für 1 Jahr� 30 €

Satzung über die Reinigung der öffentlichen Straßen in 
der Stadt Achim

(Straßenreinigungssatzung)
Aufgrund der §§ 10 und 58 der Niedersächsischen Kommunal-
verfassungsgesetzes (NKomVG) in Verbindung mit § 52 des 
Niedersächsischen Straßengesetzes (NStrG) – beide Vorschrif-
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ten in der jeweils geltenden Fassung – hat der Rat der Stadt 
Achim in seiner Sitzung am 15.07.2021 folgende Satzung be-
schlossen:

§ 1
Volle Übertragung der Reinigungspflicht

(1)	� Innerhalb der geschlossenen Ortslage (§ 4 Abs. 1 NStrG) 
wird die Reinigung der im anliegenden Straßenverzeichnis 
mit Ziffer 1 gekennzeichneten öffentlichen Straßen ein-
schließlich des Winterdienstes den Eigentümerinnen und 
Eigentümern der angrenzenden bebauten und unbebauten 
Grundstücke auferlegt, soweit sich aus dieser Satzung 
nichts anderes ergibt. Das Straßenverzeichnis ist Bestand-
teil dieser Satzung.

(2) 	�Zu den Straßen im Sinne des Absatzes 1 gehören die öf-
fentlichen Straßen, Wege und Plätze einschließlich der 
Fahrbahnen, Gehwege, Gossen, Radwege, gemeinsame 
Rad- und Gehwege, Parkspuren, Trenn-, Seiten- und Si-
cherheitsstreifen und Straßenbegleitgrün, soweit dieses 
Bestandteil der öffentlichen Straße ist, ohne Rücksicht da-
rauf, ob und wie die einzelnen Straßenteile befestigt sind. 
Einlaufschächte und Sinkkästen sind davon ausgenomen.

(3)	� Die Reinigungspflicht einschließlich des Winterdiens-
tes obliegt auch den Eigentümerinnen und Eigentümern 
solcher Grundstücke, die durch einen Straßengraben, ei-
nen Grünstreifen, eine Stützmauer, eine Böschung, einen 
Trenn-, Seiten- oder Sicherheitsstreifen oder in ähnlicher 
Weise von der Straße getrennt sind. Dies gilt jedoch nicht, 
wenn das Grundstück von der Straße durch einen Gelän-
destreifen getrennt ist, der weder dem öffentlichen Verkehr 
gewidmet noch Bestandteil der Straße ist.

(4)	� Den Eigentümerinnen und Eigentümern werden die Nieß-
braucher, Erbbauberechtigten, Wohnungsberechtigten (§ 
1093 BGB) und Dauerwohnungs- bzw. Dauernutzungs-
berechtigten (§§ 31 ff. Wohnungseigentumsgesetz) gleich-
gestellt. Diese sind anstelle der Eigentümer reinigungs-
pflichtig. Den Eigentümern der anliegenden Grundstücke 
werden ebenfalls die Eigentümer der übrigen durch diese 
Straßen erschlossenen Grundstücke (Hinterlieger) gleich-
gestellt. Hinterliegergrundstücke sind nur solche, die nicht 
an eine dem öffentlichen Verkehr gewidmete, befahrbare 
und der Straßenreinigungspflicht der Stadt unterliegende 
Straßen angrenzen, aber durch eine derartige Straße er-
schlossen werden. Hinterliegergrundstücke sind danach 
Grundstücke, die

		  a) 	� nur über erschließungsrechtlich unselbständige Privat-
wege oder mittels Geh- und Fahrrechte über „vorder-
liegende” Privatgrundstücke zugänglich sind oder

		  b) 	� an rechtlich nicht befahrbare öffentliche Wohnwege 
angrenzen

		  c)	�	� und bei denen darüber hinaus auch keine sonstigen 
rechtlichen oder tatsächlichen Hindernisse bestehen, 
welche die Möglichkeit des Zuganges zu einer der 
städtischen Straßenreinigung unterliegenden Straße 
ausschließen.

		�  Mehrere Reinigungspflichtige sind gesamtschuldnerisch 
verantwortlich.

(5)	� Bei Grundstücken, die im Eigentum der Stadt Achim ste-
hen, sind die den Eigentümern nach Abs. 4 gleichgestell-
ten Nutzungsberechtigten reinigungspflichtig.

§ 2
Teilweise Übertragung der Reinigungspflicht

(1) 	�Bei den im Straßenverzeichnis mit Ziffer 2 gekennzeich-
neten öffentlichen Straßen wird die Straßenreinigungs-
pflicht nach § 1 Abs. 1 mit Ausnahme der Gossen und 
Fahrbahnen auf die Eigentümerinnen und Eigentümer 
der angrenzenden bebauten und unbebauten Grundstücke 
übertragen.

(2) 	�Im Übrigen gelten die Vorschriften des § 1 Abs. 2 bis 5 
entsprechend.

§ 3
Durchführung der Reinigungspflicht

(1) 	�Art, Maß und räumliche Ausdehnung der Straßenreini-
gung richtet sich nach der „Verordnung über Art, Maß und 
räumliche Ausdehnung der Straßenreinigung in der Stadt 
Achim“ in ihrer jeweils geltenden Fassung.

(2) 	�Hat für die Reinigungspflichten mit Zustimmung der Stadt 
Achim eine andere oder ein anderer die Ausführung der 
Reinigung übernommen, so ist nur diese oder dieser zur 
Reinigung öffentlich-rechtlich verpflichtet. Die Zustim-
mung der Stadt ist jederzeit widerruflich.

§ 4
Inkrafttreten / Außerkrafttreten

Diese Satzung tritt am 01.08.2021 in Kraft. Gleichzeitig tritt 
die Satzung über die Reinigung der öffentlichen Straßen in der 
Stadt Achim vom 22.06.2001 außer Kraft.
Achim, den 16.07.2021

(L.S.)
Rainer Ditzfeld
Bürgermeister

Verordnung über Art, Maß und räumliche Ausdehnung 
der Straßenreinigung in der Stadt Achim

(Straßenreinigungsverordnung)
Aufgrund §§ 1 und 55 des Niedersächsischen Polizei- und 
Ordnungsbehördengesetz (NPOG) in Verbindung mit § 58 
Abs. 1 Nr. 5 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsge-
setzes (NKomVG) und § 52 des Niedersächsischen Straßen-
gesetzes (NStrG) – alle Vorschriften in der jeweils geltenden 
Fassung – hat der Rat der Stadt Achim in seiner Sitzung am 
15.07.2021 für das Gebiet der Stadt Achim folgende Verord-
nung beschlossen:

§ 1
Art der Reinigung

(1)	� Die Reinigungspflicht umfasst insbesondere die Besei-
tigung von Schmutz, Laub, Papier, sonstigem Unrat und 
Unkraut sowie die Beseitigung von Schnee und Eis, fer-
ner bei Glätte das Bestreuen der Gehwege, gemeinsamen 
Rad- und Gehwege, Fußgängerüberwege und gefährlichen 
Fahrbahnstellen mit nicht unbedeutendem Verkehr.

(2) 	�Besondere Verunreinigungen wie zum Beispiel durch 
Bauarbeiten, durch An- und Abfuhr von festen Brennstof-
fen oder Abfällen, durch Unfälle oder Tiere sind unver-
züglich zu beseitigen. Trifft die Reinigungspflicht nach an-
deren Vorschriften des öffentlichen Rechts (zum Beispiel 
§ 17 Niedersächsisches Straßengesetz oder § 32 Straßen-
verkehrsordnung) einen Dritten, so geht dessen Pflicht zur 
Reinigung vor.

(3) 	Bei der Reinigung ist Staubentwicklung zu vermeiden.
(4) 	�Schmutz, Laub, Papier, sonstiger Unrat und Unkraut so-

wie Schnee und Eis dürfen nicht dem Nachbarn zugekehrt 
oder in die Rinnsteine, Gossen, Gräben oder Einlauf-
schächte der Kanalisation gekehrt werden.

§ 2
Maß und räumliche Ausdehnung der Reinigung

(1) 	�Zu den der Straßenreinigung unterliegenden Straßen gehö-
ren die öffentlichen Straßen, Wege und Plätze einschließ-
lich der Fahrbahnen, Gehwege einschließlich gemeinsa-
mer Rad- und Gehwege, Gossen, Radwege, Parkspuren, 
Trenn-, Seiten- und Sicherheitsstreifen und Straßenbe-
gleitgrün, soweit dieses Bestandteil der öffentlichen Stra-
ße ist, innerhalb der geschlossenen Ortslage (§ 4 Abs. 1 
NStrG). Die Stadt Achim führt ein Verzeichnis über die zu 
reinigenden Straßen.

(2) 	�Die Reinigungspflicht besteht ohne Rücksicht darauf, ob 
und wie die einzelnen Straßenteile befestigt sind.

(3) 	�Soweit die Straßenreinigung nach § 1 oder § 2 der Stra-
ßenreinigungssatzung der Stadt Achim den Eigentümern 
der angrenzenden Grundstücke oder den ihnen gleichge-
stellten Personen übertragen worden ist, ist sie unbescha-
det der Regelung in § 1 Abs. 1 und § 3 dieser Verordnung 
einmal wöchentlich bis Samstag 13.00 Uhr durchzufüh-
ren. Gefahrenquellen sind unverzüglich zu beseitigen.

(4) 	�Die Reinigungspflicht erstreckt sich bis zur Straßenmitte, 
bei Eckgrundstücken bis zum Kreuzungspunkt der Mittel-
linien der Fahrbahnen, jedoch auf die ganze Straßenbreite 
einschließlich der Kreuzungs- und Einmündungsbereiche, 
soweit die Reinigungspflicht nur für Grundstückseigentü-
mer auf einer Straßenseite besteht.

§ 3
Winterdienst

(1) 	�Bei Schneefall sind Fußgängerüberwege und Gehwege 
einschließlich gemeinsamer Rad- und Gehwege mit einer 
geringeren Breite als 1,50 m ganz, die übrigen mindestens 
in einer Breite von 1,50 m freizuhalten. Ist ein Gehweg 
nicht vorhanden, so ist ein ausreichend breiter Streifen 
von 1,50 m neben der Fahrbahn oder, wo ein Seitenraum 
nicht vorhanden ist, am äußersten Rand der Fahrbahn 
freizuhalten. In Fußgängerzonen ist – an den jeweiligen 
Rändern verlaufend – ein ausreichend breiter Streifen von 
durchgängig mindestens 1,50 m zu räumen. Während der 
Nachtstunden (an Werktagen von 20 Uhr bis 7 Uhr und an 
Sonn- und Feiertagen von 20 Uhr bis 9 Uhr) besteht keine 
Verpflichtung zur Durchführung von Winterdienst.

(2) 	�Die Gossen, Einlaufschächte und Hydranten sind schnee- 
und eisfrei zu halten.

(3) 	�Schnee und Eis dürfen nicht so gelagert werden, dass der 
Verkehr auf der Fahrbahn, dem Radweg und dem Gehweg 
gefährdet oder mehr als nach den Umständen unvermeid-
bar behindert wird.

(4) 	�Die dem Fußgängerverkehr dienenden Straßenflächen 
sind bei Schnee sowie Schnee- und Eisglätte so begehbar 
zu halten, dass die Fußgänger nicht mehr als nach den Um-
ständen unvermeidbar gefährdet oder behindert werden. 
Gleiches gilt für Überwege über die Fahrbahn an amtlich 
gekennzeichneten Stellen, sonstige notwendige und beleb-
te Überwege an Straßeneinmündungen und Kreuzungen 
und zur Sicherung des Fahrzeugtagesverkehrs an gefährli-
chen Fahrbahnstellen mit nicht unbedeutendem Verkehr.

(5) 	�An Haltestellen öffentlicher Verkehrsmittel und Schulbus-
haltestellen sind zur Sicherung des Fußgängertagesver-
kehrs die Gehwege so von Schnee und Eis freizuhalten 
und bei Glätte zu bestreuen, dass ein gefahrloser Zu- und 
Abgang der Fußgänger gewährleistet ist.

(6) 	�Das Schneeräumen und Streuen nach den Absätzen 1 bis 5 
ist an Werktagen von 7 Uhr bis 20 Uhr und an Sonn- und 
Feiertagen von 9 Uhr bis 20 Uhr bei Bedarf zu wiederho-
len.

(7) 	�Zur Beseitigung von Eis und Schnee sind abstumpfen-
de Mittel zu verwenden. Schädliche Chemikalien dürfen 
nicht verwendet werden, Streusalz nur

		  a) 	� in Ausnahmefällen, wenn mit anderen Mitteln und zu-
mutbarem Aufwand die Glätte nicht ausreichend be-
seitigt werden kann und

		  b)		� an gefährlichen Stellen an Gehwegen, einschließlich 
gemeinsamer Rad- und Gehwege, wie zum Beispiel 
Treppen, Rampen, Brückenauf-/ abgängen, starken 
Gefälle- oder Steigungsstrecken oder ähnlichen Geh-
wegabschnitten.

		�  Baumscheiben und begrünte Flächen dürfen nicht mit 
Streusalz bestreut und salzhaltiger Schnee darf auf ihnen 
nicht gelagert werden.

(8) 	�Bei eintretendem Tauwetter sind die Gehwege einschließ-
lich gemeinsamer Rad- und Gehwege, die Fußgänger-
überwege und die gefährlichen Fahrbahnstellen mit nicht 
unbedeutendem Verkehr von dem vorhandenen Eis zu be-
freien. Rückstände von Streumaterial sind zu beseitigen, 
wenn Glättegefahr nicht mehr besteht.



§ 4
Ordnungswidrigkeiten

1. 	�Ordnungswidrig im Sinne von § 59 NPOG handelt, wer als 
Reinigungspflichtiger vorsätzlich oder fahrlässig

	 a) �entgegen § 1 dieser Verordnung die ihm obliegenden 
Reinigungspflichten hinsichtlich der Art der Reinigung 
in dem festgesetzten Umfang nicht erfüllt,

	 b) �entgegen § 2 dieser Verordnung das festgelegte Maß 
und die räumliche Ausdehnung der ihm obliegenden 
Reinigungspflicht nicht beachtet,

	 c) �entgegen § 3 dieser Verordnung die ihm obliegenden 
Pflichten des Winterdienstes nach Art und Umfang nicht 
ordnungsgemäß durchführt.

2. 	�Die Ordnungswidrigkeit kann gemäß § 59 Abs. 2 NPOG mit 
einer Geldbuße bis zu der dort genannten Höhe geahndet 
werden.

§ 5
Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am 01.08.2021 in Kraft und am 
31.07.2031 außer Kraft.
28832 Achim, den 16.07.2021

(L.S.)
Rainer Ditzfeld
Bürgermeister

Bebauungsplan Nr. 2-08 I, 3. Änderung „Waller Heerstraße/ 
Am Schulberg (mit örtlichen Bauvorschriften)

Bekanntmachung des Satzungsbeschlusses gemäß § 10 
BauGB und der Anpassung des Flächennutzungsplans

Aufgrund des § 1 Abs. 3 und des § 10 Baugesetzbuch (BauGB), 
in Verbindung mit § 84 der Niedersächsischen Bauordnung 
(NBauO) und § 58 Abs. 2 des Niedersächsischen Kommu-
nalverfassungsgesetzes (NKomVG), jeweils in den zurzeit 
gültigen Fassungen, hat der Rat der Stadt Verden (Aller) in 
seiner Sitzung am 22.06.2021 den Bebauungsplan Nr. 2-08 I, 
3. Änderung „Waller Heerstraße/Am Schulberg (mit örtlichen 
Bauvorschriften) als Satzung beschlossen.
Das Bebauungsplangebiet umfasst ein Gebiet zwischen der 
Waller Heerstraße im Westen, der Straße Am Schulberg im 
Norden, dem Spielplatz im Osten und dem Grundstück Köt-
nerdamm 1 im Süden. Der genaue Geltungsbereich ist aus dem 
nachfolgend abgedruckten Übersichtsplan ersichtlich. Der Be-
bauungsplan Nr. 2-08 I, 3. Änderung „Waller Heerstraße/ Am 
Schulberg“ (mit örtlichen Bauvorschriften) tritt gem. § 10 Abs. 
3 BauGB mit dieser Bekanntmachung in Kraft.
Die Aufstellung des Bebauungsplans Nr. 2-08 I, 3. Änderung 
„Waller Heerstraße/Am Schulberg“ (mit örtlichen Bauvor-
schriften) erfolgte als Bebauungsplan der Innenentwicklung. 
Der wirksame Flächennutzungsplan wird daher gem. § 13 a 
Abs. 2 Nr. 2 BauGB im Wege der Berichtigung angepasst (39. 
Anpassung des Flächennutzungsplans der Stadt Verden (Aller) 
„Waller Heerstraße/Am Schulberg“).
Der Bebauungsplan und die dazugehörige Begründung kön-
nen im Fachbereich Stadtentwicklung der Stadt Verden (Aller), 
Ritterstraße 10, 27283 Verden (Aller), Zimmer R121 – R125, 
montags bis donnerstags von 9.00 h bis 14.00 h und freitags von 
9.00 h bis 12.30 h sowie nach Vereinbarung eingesehen werden.
Bitte informieren Sie sich aufgrund der COVID-19-Pandemie 
vorab über die allgemeine Zugänglichkeit des Rathauses für 
die Öffentlichkeit unter der zentralen Telefonnummer der Ver-
waltung unter 04231-12-0 und vereinbaren dort einen Termin 
für die Einsichtnahme.
Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 und Abs. 4 
BauGB über die fristgerechte Geltendmachung etwaiger Ent-
schädigungsansprüche für Eingriffe in eine bisher zulässige 
Nutzung durch Festsetzung des o. a. Bauleitplanes wird hinge-
wiesen. Ein etwaiger Entschädigungsanspruch erlischt, wenn 
nicht innerhalb von drei Jahren nach Ablauf des Kalenderjah-
res, in dem die Vermögensnachteile eingetreten sind, durch 
schriftlichen Antrag bei den Entschädigungspflichtigen die Fäl-
ligkeit des Anspruches herbeigeführt wird. Eine Verletzung von 
Verfahrens- und Formvorschriften des Baugesetzbuchs sowie 
Mängel bei der Ermittlung und Bewertung der Belange, sowie 
Mängel des Abwägungsvorgangs gem. § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 
1 bis 3, Abs. 2, Abs. 2a und Abs. 3 Satz 2 BauGB sind gem. § 
215 Abs. 1 BauGB unbeachtlich, wenn diese nicht innerhalb 
eines Jahres seit dieser Bekanntmachung schriftlich gegenüber 
der Stadt Verden (Aller), Große Straße 40, 27283 Verden (Al-
ler) geltend gemacht worden sind. Der Sachverhalt, der die Ver-
letzung und die Mängel begründen soll, ist darzulegen.
Verden (Aller), den 20.07.2021

Stadt Verden (Aller)
Der Bürgermeister
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Nutzungsrechte auf den städtischen Friedhöfen  
der Stadt Verden (Aller)

Die Nutzungsberechtigten an den nachstehend genannten 
Grabstätten, die der Stadt Verden (Aller) nicht bekannt sind, 
werden gebeten sich mit der Friedhofsverwaltung der Stadt 
Verden (Aller) bis zum 01.09.2021 in Verbindung zu setzen.
Friedhof Dauelsen:
Block B, Reihe 3, Grabnummern 84, 85, 104 und 105
bestattet am: 	 08.11.2001 Frau Erna Diercks
						      02.10.2000 Herr Helmut Diercks
						      21.06.1994 Herr Heiko Diercks
Block B, Reihe 1, Grabnummer T
bestattet am: 	 04.03.1998 Frau Marie Therstappen
Friedhof Walle
Block B, Grabnummer 7
bestattet am: 	 27.04.1993 Frau Margot Zikesch
Friedhof Eitze
Reihe 18, Gräber 512 und 513
bestattet am: 	 20.12.1994 Frau Elisabeth Hendrian
Sollten sich die betroffenen Nutzungsberechtigten nicht bis 
zum Ablauf der Frist bei der Stadt Verden (Aller) melden, 
werden die Grabstätten entsprechend den satzungsrechtlichen 
Bestimmungen abgeräumt und eingeebnet.
Sollte jemand ein Nutzungsrecht an den oben genannten Grab-
stätten übernehmen wollen, so sollte er sich ebenfalls bis zum 
01.09.2021 bei der Stadt Verden melden.
Auskünfte erhalten Sie bei der Stadt Verden (Aller), Rathaus, 
Ritterstraße 10, Zimmer R 103, Tel.: 04231 /12-267.
Verden (Aller), 15.07.2021

Stadt Verden (Aller)
Der Bürgermeister

Satzung über die Rechtsstellung  
der Gleichstellungsbeauftragten des Flecken Langwedel

Aufgrund der §§ 8 und 9 in Verbindung mit § 10 des Nieder-
sächsischen Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG) in 
der zurzeit geltenden Fassung hat der Rat des Flecken Lang-
wedel in seiner Sitzung am 14. Juli 2021 folgende Satzung 
beschlossen:
§1 Rechtsstellung
Der Rat des Flecken Langwedel entscheidet über die Beru-
fung der Gleichstellungsbeauftragten. Die Gleichstellungsbe-
auftragte des Flecken Langwedel ist nebenberuflich tätig. Sie 
kann vom Rat aus diesem Amt mit Mehrheit seiner Mitglieder 
abberufen werden.
§ 2 Tätigkeit
Die Gleichstellungsbeauftragte soll dazu beitragen, die Gleich-
berechtigung von Frauen und Männern zu verwirklichen. Sie 
wirkt nach Maßgabe der §§ 4 und 5 an allen Vorhaben, Ent-
scheidungen, Programmen und Maßnahmen mit, die Auswir-
kungen auf die Gleichberechtigung der Geschlechter und die 
Anerkennung der gleichwertigen Stellung von Frauen und 
Männern in der Gesellschaft haben. Die Gleichstellungsbe-
auftragte kann zur Verwirklichung der in Satz 1 genannten 
Zielsetzung Vorhaben und Maßnahmen anregen, die
1. die Arbeitsbedingungen in der Verwaltung,
2. �personelle, wirtschaftliche und soziale Angelegenheiten des 

öffentlichen Dienstes der Kommune oder
3. Angelegenheiten der örtlichen Gemeinschaft betreffen.
Der Rat bestimmt durch Richtlinien, welche weiteren Aufga-
ben zur Förderung des in Satz 1 genannten Ziels der Gleich-
stellungsbeauftragten übertragen werden. Die Gleichstellungs-
beauftragte legt dem Rat dazu einen Entwurf vor.
§ 3 Unterstellung, Weisungsgebundenheit
Die Gleichstellungsbeauftragte ist unmittelbar der Bürgermeis-
terin oder dem Bürgermeister unterstellt. Bei der rechtmäßigen 
Erfüllung ihrer Aufgaben ist sie nicht weisungsgebunden.
§ 4 Verhältnis zu den kommunalen Gremien
Die Gleichstellungsbeauftragte kann an allen Sitzungen des 
Rates, des Verwaltungsausschusses, der Ausschüsse des Rates 
und der Ausschüsse nach § 73 NKomVG teilnehmen. Sie ist 
auf ihr Verlangen zum Gegenstand der Verhandlung zu hören. 
Sie kann verlangen, dass ein bestimmter Beratungsgegenstand 
auf die Tagesordnung der Sitzung des Rates, eines seiner Aus-
schüsse oder des Verwaltungsausschusses gesetzt wird. Wi-
derspricht sie in Angelegenheiten, die ihren Aufgabenbereich 
berühren, dem Ergebnis der Vorbereitung eines Beschlusses 
des Rates durch den Verwaltungsausschuss, so hat die Bürger-
meisterin oder der Bürgermeister den Rat zu Beginn der Be-
ratung auf den Widerspruch und seine wesentlichen Gründe 
hinzuweisen. Satz 4 ist auf Beschlussvorschläge für den Ver-
waltungsausschuss entsprechend anzuwenden.
Die Gleichstellungsbeauftragte ist auf Verlangen des Rates 
verpflichtet, Auskunft über ihre Tätigkeit zu geben; dies gilt 
nicht für Angelegenheiten, die der Geheimhaltung nach § 6 
Abs. 3 Satz 1 NKomVG unterliegen.
§ 5 Beteiligungsrechte
Die Bürgermeisterin oder der Bürgermeister hat die Gleich-
stellungsbeauftragte in allen Angelegenheiten, die ihren Auf-
gabenbereich berühren, rechtzeitig zu beteiligen und ihr die 
erforderlichen Auskünfte zu erteilen. Dies gilt insbesondere in 
Personalangelegenheiten. Die Gleichstellungsbeauftragte ist 
in dem für die sachgerechte Wahrnehmung ihrer Aufgaben er-
forderlichen Umfang berechtigt, die Akten der Kommunalver-
waltung einzusehen. Personalakten darf sie nur mit Zustim-
mung der betroffenen Beschäftigten einsehen.
§ 6 Öffentlichkeitsarbeit
Die Gleichstellungsbeauftragte kann die Öffentlichkeit über 
Angelegenheiten ihres Aufgabenbereichs informieren.
§ 7 Vertretung der Gleichstellungsbeauftragten
Die Vertretung der Gleichstellungsbeauftragten wird entspre-
chend § 8 Abs. 2 Sätze 3 - 5 NKomVG geregelt.
§ 8 Inkrafttreten
Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung in Kraft.
Langwedel, 14. Juli 2021

Brandt
Bürgermeister

1. Verordnung zur Änderung der Verordnung über den 
Mindestabstand von Spielhallen innerhalb des Fleckens 
Langwedel (Mindestabstandsverordnung Spielhallen)

vom 14. Juli 2021
Der Rat des Fleckens Langwedel hat für das Gebiet des Fleckens 
Langwedel am 14. Juli 2021 folgende Verordnung beschlossen 
(§ 10 Absatz 2 des Niedersächsischen Glücksspielgesetzes vom 
17. Dezember 2007 [Nds.GVBl. S. 756], zuletzt geändert durch 
Gesetz vom 10. Juni 2021 [Nds. GVBl. S. 367]):

Artikel 1
Die Verordnung über den Mindestabstand von Spielhallen in-
nerhalb des Fleckens Langwedel (Mindestabstandsverordnung 
Spielhallen) vom 15.02.2019 (veröffentlicht im Amtsblatt für 
den Landkreis Verden Nr. 07/2019 vom 15.02.2019, Seite 34) 
wird wie folgt geändert:
1. Nach § 1 wird der folgende § 1a eingefügt:

§ 1a
Bestandsschutz

Die vorbenannte Regelung des § 1 gilt bis einschließlich 31. 
Dezember 2028 nicht für Bestandsspielhallen, die schon vor 
dem 15. Februar 2019 betrieben wurden.

Artikel 2
Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Verkündung im 
Amtsblatt für den Landkreis Verden in Kraft.
Langwedel, 14. Juli 2021

Brandt
Bürgermeister

Bekanntmachung
Flecken Ottersberg, Bebauungsplan Nr. 162  

„Quelkhorner Landstraße 70 und 72“, Ortschaft Quelkhorn
– �Aufstellungsbeschluss gem. § 2 Abs. 1 Baugesetzbuch 

(BauGB)
– Bebauungsplan der Innenentwicklung gem. § 13a BauGB
– öffentliche Auslegung gem. § 3 Abs. 2 BauGB
Der Rat des Fleckens Ottersberg hat in seiner Sitzung am 
29.04.2020 die Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 162 
„Quelkhorner Landstraße 70 und 72“ gem. § 2 Abs. 1 BauGB 
beschlossen.
Der Verwaltungsausschuss des Fleckens Ottersberg hat in sei-
ner Sitzung am 25.03.2021 für die Aufstellung des Bebauungs-
planes Nr. 162 die Bearbeitung aufgrund der Unterschreitung 
der maximalen Größe der Grundfläche von 20.000 m² sowie
der innerörtlichen Lage des Plangebietes gem. § 13a BauGB 
als „Bebauungsplan der Innenentwicklung“ im beschleunigten 
Verfahren beschlossen. In diesem Verfahren erfolgt keine Um-
weltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB.
Der Verwaltungsausschuss hat dem Entwurf des Bebauungs-
planes Nr. 162 „Quelkhorner Landstraße 70 und 72“ sowie der 
Entwurfs-Begründung in seiner Sitzung am 25.03.2021 zuge-
stimmt und die öffentliche Auslegung gem. § 3 Abs. 2 BauGB 
beschlossen.
Der räumliche Geltungsbereich der Planung liegt im zentra-
len Ortsbereich der Ortschaft Quelkhorn, nördlich der „Quelk-
horner Landstraße“. Die Grenze des räumlichen Geltungsbe-
reichs ist im Kartenausschnitt verdeutlicht.

Die öffentliche Auslegung des Entwurfs des Bebauungspla-
nes Nr. 162 „Quelkhorner Landstraße 70 und 72“ und der 
Entwurfs-Begründung wird aufgrund der COVID-19-Pan-
demie gemäß § 3 Abs. 1 des Planungssicherstellungsgeset-
zes (PlanSiG) durch die Veröffentlichung im Internet er-
setzt. Die Unterlagen können von Montag, den 02. August 
2021 bis einschließlich Freitag, den 03. September 2021 auf 
der Internetseite des Fleckens Ottersberg unter www.flecken-
ottersberg.de (Rubrik: Bauen & Wirtschaft – Aktuelle Bauleit-
planung) eingesehen werden.
Als zusätzliches Informationsangebot liegen die Unterlagen in 
dem genannten Zeitraum gemäß § 3 Abs. 2 PlanSiG im Rat-
haus des Fleckens Ottersberg, Grüne Straße 24, Zimmer 8, 
28870 Ottersberg während der Dienstzeiten zur Einsichtnah-
me aus.
Stellungnahmen können während der Auslegungsfrist schrift-
lich oder zur Niederschrift, per E-Mail, Fax oder in sonstiger 
elektronischer Form vorgebracht werden. Nicht fristgerecht 
abgegebene Stellungnahmen können bei der Beschlussfassung 
über die o.g. Planung unberücksichtigt bleiben (§ 4a Absatz 6 
BauGB).



Ottersberg, 19.07.2021

Flecken Ottersberg 
gez. Tim Willy Weber L.S.

Bürgermeister

Wahlbekanntmachung Nr. 5
Sitzung des Gemeindewahlausschusses im Flecken Ottersberg
Am Mittwoch, den 28. Juli 2021 findet um 18:00 Uhr im Rats-
saal des Rathauses in Ottersberg, Grüne Straße 24 eine öffent-
liche Sitzung des Gemeindewahlausschusses mit folgender 
Tagesordnung statt:
1. �Eröffnung der Sitzung und Feststellung der ordnungsgemä-

ßen Ladung
2. Verpflichtung der Wahlausschussmitglieder
3. Entscheidung über die Zulassung der eingegangenen Wahl-
vorschläge für die Kommunalwahlen am 12.09.2021
Ottersberg, 20.07.2021

FLECKEN OTTERSBERG
Der Gemeindewahlleiter

gez. Tim Willy Weber

1. Nachtragshaushaltssatzung der Gemeinde Oyten  
für das Haushaltsjahr 2021

Aufgrund des § 115 des Niedersächsischen Kommunalverfas-
sungsgesetzes (NKomVG) i. V. m. §§ 1 und 5 der Kommunal-
haushalts- und -kassenverordnung (KomHKVO) hat der Rat 
der Gemeinde Oyten in der Sitzung am 19.07.2021 folgende 1. 
Nachtragshaushaltssatzung beschlossen:

§ 1
Mit dem 1. Nachtragshaushaltsplan 2021 wird der Stellenplan 
2021 geändert. Im Übrigen bleibt die Haushaltssatzung 2021 
mit der Haushaltsplan 2021 unverändert.
Oyten, den 19.07.2021

Die Bürgermeisterin
gez. Röse

(L.S.)

Die vorstehende 1. Nachtragshaushaltssatzung für das Haus-
haltsjahr 2021 wird hiermit verkündet. Eine Genehmigung 
durch die Aufsichtsbehörde ist nicht erforderlich.
Für die Zeit der eingeschränkten Öffnung des Rathauses der 
Gemeinde Oyten aufgrund der aktuellen Pandemielage kann 
der 1. Nachtragshaushaltsplan 2021 vom 26.07.2021 bis ein-
schließlich zum 03.08.2021 ausnahmsweise nur nach vorheri-
ger telefonischer Terminabsprache (Tel. 04207/9140-34) oder 
E-Mail (cordula.Schroeder@oyten.de) im Foyer des Rathau-
ses der Gemeinde Oyten während der Dienststunden eingese-
hen werden (§ 114 Abs. 2 Satz 3 NKomVG). Zusätzlich steht 
der 1. Nachtragshaushaltsplan 2021 auf der Homepage der Ge-
meinde Oyten (www.Oyten.de) digital zur Verfügung.
Oyten, 22.07.2021

GEMEINDE OYTEN
Die Bürgermeisterin

Bauleitplanung der Gemeinde Thedinghausen
hier: Einstellung des Bebauungsplanverfahrens Nr. 53 

„Morsumer Schulstraße“
Der Rat der Gemeinde Thedinghausen hat am 04.08.2016 die 
Aufstellung des qualifizierten Bebauungsplanes Nr. 53 „Mor-
sumer Schulstraße“ beschlossen.
Im Jahr 2017 wurde die frühzeitige Beteiligung der Öffentlich-
keit nach § 3 (1) Baugesetzbuch (BauGB) sowie die frühzei-
tige Behördenbeteiligung nach § 4 (1) BauGB durchgeführt.
Der räumliche Geltungsbereich ist aus dem nachstehenden 
Kartenauszug ersichtlich.

Im Laufe des Verfahrens hat sich gezeigt, dass die Erschlie-
ßung des Baugebietes im Hinblick auf die Grundstücksentwäs-
serung sehr schwierig und kostenintensiv ist. Da keine wirt-
schaftlich darstellbare Lösung gefunden wurde, hat der Rat der 
Gemeinde Thedinghausen in seiner Sitzung am 24.06.2021 die 
Einstellung des Verfahrens beschlossen.
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Planziel des Bebauungsplanes war die Ausweisung eines all-
gemeinen Wohngebietes.
Gem. § 2 (1) i. V. mit § 1 (8) BauGB wird hiermit die Einstel-
lung des Bebauungsplanverfahrens sowie die Aufhebung des 
Aufstellungsbeschlusses vom 04.08.2016 bekannt gemacht.
Thedinghausen, 13.07.2021
Az.: T/FB 3/622-21

Gemeinde Thedinghausen
Der Gemeindedirektor

gez. Hesse

Bauleitplanung der Gemeinde Thedinghausen
hier: Einstellung des Bebauungsplanverfahrens Nr. 59 

„Zum Heekamp“
Der Rat der Gemeinde Thedinghausen hat am 26.11.2019 die 
Aufstellung des qualifizierten Bebauungsplanes Nr. 59 „Zum 
Heekamp“ beschlossen.
Nach dem Baugesetzbuch (BauGB) vorgeschriebene Verfah-
rensschritte wurden nicht eingeleitet.
Der räumliche Geltungsbereich des vorstehenden Bebauungs-
planes ist aus dem nachstehenden Kartenauszug ersichtlich.

Da der Bebauungsplan derzeit nicht umgesetzt werden kann, 
hat der Rat der Gemeinde Thedinghausen in seiner Sitzung am 
24.06.2021 die Einstellung des Verfahrens beschlossen.
Planziel des Bebauungsplanes war die Ausweisung einer Flä-
che für eine Wohnbebauung.
Gem. § 2 (1) BauGB i. V. mit § 1 (8) BauGB wird hiermit 
die Einstellung des Bebauungsplanverfahrens sowie die Auf-
hebung des Aufstellungsbeschlusses vom 26. 11.2019 bekannt 
gemacht.
Thedinghausen, 13.07.2021
Az.: T/FB 3/622-21

Gemeinde Thedinghausen
Der Gemeindedirektor

gez. Hesse

Aufhebung der Satzung über das besondere Vorkaufs-
recht der Gemeinde Thedinghausen an Grundstücken  

im Ortskern Thedinghausen
Am 07.06.1993 hat der Rat der Gemeinde Thedinghausen auf-
grund des § 25 (1) Nr. 2 des Baugesetzbuches (BauGB) i. V 
mit § 6 der Nieders. Gemeindeordnung (NGO) zur Sicherung 
einer geordneten städtebaulichen Entwicklung in der Ortsmitte 
von Thedinghausen (Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 22 
„Ortsmitte I“) den Erlass der Satzung über das besondere Vor-
kaufsrecht an Grundstücken im Ortskern von Thedinghausen 
beschlossen.
Die Satzung über das besondere Vorkaufsrecht ist am Tage nach 
ihrer Bekanntmachung im Amtsblatt für den Landkreis Verden 
Nr. 24 am 18.06.1993 am 19.06.1993 in Kraft getreten.
Der räumliche Geltungsbereich der Satzung ist aus dem nach-
stehenden Kartenauszug ersichtlich.

Die Möglichkeit zur Ausübung eines Vorkaufsrechtes im Ver-
kaufsfall wurde in keinem Fall angewendet.
Das Aufstellungsverfahren zum Bebauungsplan Nr. 22 „Orts-
mitte I“ ist seit Jahren abgeschlossen; der Bebauungsplan ist 
mit Veröffentlichung im Amtsblatt für den Landkreis Verden 
am 09.11.2001 in Kraft getreten.
Der Rat der Gemeinde Thedinghausen hat daher am 24.06.2021 
die Aufhebung der Satzung über das besondere Vorkaufsrecht 
an Grundstücken im Ortskern Thedinghausen beschlossen.

Thedinghausen, 12.07.2021
Az. T/FB 3/622-21

Gemeinde Thedinghausen
Der Gemeindedirektor

gez. Hesse

Satzung
über das besondere Vorkaufsrecht gem. § 25 (1) Nr. 2

des Baugesetzbuches (BauGB)
Aufgrund des § 25 (1) Nr. 2 des Baugesetzbuches (BauGB) 
i. V. mit den §§ 10 und 58 des Niedersächsischen Kommunal-
verfassungsgesetzes (NKomVG) jeweils in der z. Z. gültigen 
Fassung hat der Rat der Gemeinde Thedinghausen in seiner 
Sitzung am 24.06.2021 die nachstehende Satzung beschlossen:

§ 1
Zweck der Satzung

Der Rat der Gemeinde Thedinghausen hat die Aufstellung des 
Bebauungsplanes Nr. 59 „Beidseitig der Braunschweiger Stra-
ße/Syker Straße“ beschlossen. In diesem Gebiet möchte die 
Gemeinde Thedinghausen städtebauliche Maßnahmen durch-
führen. Diese Satzung soll dazu dienen, eine geordnete städte-
bauliche Entwicklung zu ermöglichen.

§ 2
Geltungsbereich

Die Satzung erfasst ein 6,7 ha großes Gebiet entlang der 
Braunschweiger Straße und der Syker Straße.
Von der Satzung werden folgende Flurstücke erfasst:
Gemarkung Thedinghausen
Flur 1
Flurstücke 7 (tlw.), 60, 61/1, 64/1, 65/3, 67/4, 68, 78/2, 78/8, 
79/4, 80/2, 80/7, 81/2, 82/1, 83, 84, 85, 86, 87, 88/2, 88/3, 
88/5, 89/1, 132/11 (tlw.), 200/1, 208/1, 209/1, 210/1, 21212/1, 
277/2, 277/6, 277/8, 279/1, 355/1 (tlw.), 357 (tlw.).
Flur 10
Flurstücke 95/3, 96/3 (tlw.), 97/1, 97/2, 134/3 (tlw.), 144/1, 
145/2, 145/3, 146, 147/2, 148/2 (tlw.).
Flur 12
Flurstücke 49 (tlw.), 53/5, 53/6, 53/8, 53/9, 53/10, 53/11, 
53/12, 53/13, 53/14, 54/3, 55/2 (tlw.), 55/3 (tlw.), 56, 57/2, 
57/3, 57/4, 58, 59/7, 60, 61/1, 61/2, 61/3, 62, 63, 64, 65, 66/1, 
66/3 (tlw.), 67 (tlw.), 68 (tlw.), 80/1 (tlw.), 96/3, 112/10, 131/5, 
131/6, 131/8, 132/2 (tlw.), 132/3, 133/1, 133/3 (tlw.).
Der Geltungsbereich der Vorkaufsrechtssatzung ist aus der bei-
gefügten Übersichtskarte (Bestandteil der Satzung) ersichtlich.

§ 3
Inkrafttreten

Diese Satzung tritt mit dem Tag ihrer Bekanntmachung in 
Kraft.
Thedinghausen, 09.07.2021
Az. T/FB 3/622-21

L. S.
gez. Thomas Metz 		  gez. Harald Hesse
Bürgermeister 		  Gemeindedirektor

Vorstehende Satzung wird hiermit bekannt gemacht. Eine Ver-
letzung der in § 214 (1) Baugesetzbuch (BauGB) bezeichneten 
Verfahrens- und Formvorschriften sowie Mängel in der Ab-
wägung nach § 214 (3) BauGB beim Zustandekommen dieser 
Satzung sind nach § 215 (1) BauGB unbeachtlich, wenn sie 
nicht innerhalb von einem Jahr seit dieser Bekanntmachung 
schriftlich gegenüber der Gemeinde Thedinghausen, Braun-
schweiger Str. 10, 27321 Thedinghausen, geltend gemacht 
worden sind. Bei der Geltendmachung ist der Sachverhalt, der 
die Verletzung oder den Mangel begründet, darzulegen.
Auf die Vorschriften des § 18 (2) und (3) BauGB i. V. mit  
§ 44 (4) BauGB über die fristgerechte Geltendmachung etwa-
iger Entschädigungsansprüche im Zusammenhang mit dem 
Erlass der Vorkaufsrechtssatzung sowie Fälligkeit des Anspru-
ches wird hingewiesen. Ein etwaiger Entschädigungsanspruch 
erlischt, wenn nicht innerhalb von drei Jahren nach Ablauf des 
Kalenderjahres, in dem die Vermögensnachteile eingetreten 
sind, durch schriftlichen Antrag bei der Entschädigungspflich-
tigen die Fälligkeit des Anspruchs herbeigeführt wird.
Thedinghausen, den 12.07.2021

Gemeinde Thedinghausen
Der Gemeindedirektor

gez. Harald Hesse
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2. Änderung
der Friedhofsgebührenordnung für die Friedhöfe

der Ev.-luth. St. Laurentius Kirchengemeinde Achim  
in Achim.

Gemäß § 5 der Rechtsverordnung über die Verwaltung kirchli-
cher Friedhöfe (Friedhofsrechtsverordnung) vom 13. Novem-
ber 1973 (KABL. 1974 S. 1) und § 31 der Friedhofsordnung 
für die Friedhöfe der Ev.-luth. St. Laurentius Kirchengemein-
de Achim hat der Kirchenvorstand folgende 2. Änderung der 
Friedhofsgebührenordnung beschlossen:

§ 1
Die Friedhofsgebührenordnung für die Friedhöfe der Ev.-luth. 
St. Laurentius Kirchengemeinde Achim vom 06.07.2020 wird 
wie folgt geändert:
§ 6 I. Nr. 5
Sonstige Urnengemeinschaftsgrabstätten

In den Gebühren enthalten ist die Nutzungsgebühr, die Fried-
hofsunterhaltungsgebühr, das Grabmal inkl. Beschriftung, die 
Grabpflege und die Bepflanzung.
a) �Einzelgrab 

Für 20 Jahre � 1.900,00 €
b) �Partnergrab (einstellig mit doppelter  

Belegungsmöglichkeit) 
Für 20 Jahre � 2.100,00 € 
Für jedes Jahr der Verlängerung � 46,00 €

§ 2
Schlussvorschriften

Die Änderung der Friedhofsgebührenordnung tritt nach der 
kirchenaufsichtlichen Genehmigung am Tage nach Ihrer öf-
fentlichen Bekanntmachung in Kraft.
Achim, den 05.07.2021

Der Kirchenvorstand
(L.S.)

Die vorstehende Änderung der Friedhofsgebührenordnung 
wird hiermit gemäß § 66, Abs. 1, Nr. 5, Abs. 2 und 6 der Kir-
chengemeindeordnung kirchenaufsichtlich genehmigt.
Auf den Grundsatzbeschluss des Kirchenkreisvorstandes vom 
26.04.2017 hinsichtlich der Übertragung von Verwaltungsauf-
gaben auf den Leiter des Kirchenkreisamtes gemäß § 42 Abs. 6 
der Kirchenkreisordnung wird Bezug genommen.
Verden, den 13.07.2021

gez. Unterschrift
Amtsleiter

(L.S.)

Veröffentlicht im Auftrage des Kirchenvorstandes der Ev.-luth. 
Kirchengemeinde Achim.
Verden, den 20.07.2021

Kirchenamt in Verden
Im Auftrag
gez. Gresel


